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9. Gesetz vom 9. Dezember 1998 über die Regelung des Elektrizitätswesens in Tirol (Tiroler Elektrizitätsgesetz 1999)

9.Gesetz vom 9. Dezember 1998 über die Regelung des Elektrizitätswesens in Tirol (Tiroler Elekt-
rizitätsgesetz 1999)

Der Landtag hat beschlossen:

1. A B S C H N I T T
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Erzeugung, Übertra-
gung und Verteilung von Elektrizität und die hiefür
erforderlichen Anlagen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit für die im Abs. 1
genannten Tätigkeiten Anlagen verwendet werden, die

a) im untrennbaren Zusammenhang mit Anlagen ste-
hen, die einer Bewilligung oder Genehmigung nach den
abfall-, eisenbahn-, fernmelde-, gewerbe-, luftfahrt-,
luftreinhalte-, schiffahrts- oder wasserrechtlichen Vor-
schriften bedürfen;

b) Bestandteile militärischer Anlagen, wie Befesti-
gungs- und Sperranlagen, Munitionslager, Meldeanla-
gen, Übungsstätten und dergleichen sind;

c) eine Engpassleistung von höchstens 5 kW erzeu-
gen;

d) dem Tiroler Starkstromwegegesetz 1969, LGBl.
Nr. 11/1970, oder dem Starkstromwegesetz 1968,
BGBl. Nr. 70, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr.
144/1998 unterliegen und

e) mobiler Art sind und nur kurzfristig den Elektri-
zitätsbedarf decken sollen, wie z.B. bei der Abwehr oder
Bekämpfung von Katastrophen und bei Aufräumungs-
arbeiten nach Katastrophen, im Rahmen der land- und
forstwirtschaftlichen Nutzung, bei Versammlungen,
Wahlkundgebungen, Veranstaltungen und dergleichen.

§ 2 Ziele

Ziele dieses Gesetzes sind:
a) die Bereitstellung kostengünstiger Elektrizität in

hoher Qualität für die Bevölkerung und die Wirtschaft;
b) die Schaffung einer Marktorganisation für die

Elektrizitätswirtschaft entsprechend dem EU-Primär-
recht und den Grundsätzen des Elektrizitätsbinnen-
marktes nach der Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates 96/92/EG betreffend gemeinsame
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt;

c) die weitere Erhöhung des hohen Anteils erneuer-
barer Energien in der Elektrizitätswirtschaft;

d) die Schaffung eines Ausgleichs für gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse, die
den Elektrizitätsunternehmen auferlegt werden und die
sich auf die Sicherheit, einschließlich der Versorgungs-
sicherheit, auf die Regelmäßigkeit und die Qualität der
Lieferungen sowie auf den Umweltschutz beziehen.

§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck
1. „Erzeugung“ die Produktion von Elektrizität;
2. „Erzeuger“ eine juristische oder natürliche Person,

eine Personengesellschaft des Handelsrechtes oder eine
eingetragene Erwerbsgesellschaft, die Elektrizität er-
zeugt;

3. „Eigenerzeuger“ eine juristische oder natürliche
Person, eine Personengesellschaft des Handelsrechtes
oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, die Elekt-
rizität überwiegend für den eigenen Verbrauch erzeugt;
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4. „Unabhängiger Erzeuger“ einen Erzeuger, der
weder Elektrizitätsübertragungs- noch Elektrizitätsver-
teilungsfunktionen in dem Gebiet des Netzes ausübt, in
dem er eingerichtet ist;

5. „Übertragung“ den Transport von Elektrizität über
ein Hochspannungsverbundnetz zum Zweck der Strom-
versorgung von Endverbrauchern oder Verteilern (Kun-
den);

6. „Verteilung“ den Transport von Elektrizität mit
mittlerer oder niedriger Spannung über Verteilernetze
zum Zweck der Stromversorgung von Kunden;

7. „Kunden“ Endverbraucher von Elektrizität und
Betreiber von Verteilernetzen;

8. „zugelassene Kunden“ Kunden, denen bei Vorlie-
gen der im § 58 festgelegten Voraussetzungen Netz-
zugang zu gewähren ist; 

9. „Endverbraucher“ einen Verbraucher, der Elektri-
zität für den Eigenverbrauch oder zur Versorgung einer
Verbrauchsstätte (Z. 22) kauft; Unternehmen, die zum
Zweck der Verteilung von Elektrizität errichtet oder
betrieben werden, gelten nicht als Endverbraucher;

10. „Verbindungsleitungen“ Anlagen, die zur Ver-
bundschaltung von Elektrizitätsnetzen dienen;

11. „Verbundnetz“ eine Anzahl von Übertragungs-
und Verteilernetzen, die durch eine oder mehrere Ver-
bindungsleitungen miteinander verbunden sind;

12. „Übertragungsnetz“ ein Hochspannungsver-
bundnetz mit einer Spannungshöhe von 110 kV und da-
rüber, das dem Transport von Elektrizität zum Zweck
der Stromversorgung von Endverbrauchern oder Ver-
teilern dient;

13. „Direktleitung“ eine zusätzlich zum Verbundnetz
errichtete Leitung;

14. „wirtschaftlicher Vorrang“ die Rangfolge der
Elektrizitätsversorgungsquellen nach wirtschaftlichen
Gesichtspunkten;

15. „Netzbetreiber“ einen Betreiber von Übertra-
gungs- oder Verteilernetzen;

16. „Systembetreiber“ einen Netzbetreiber, der über
die technisch-organisatorischen Einrichtungen verfügt,
um alle zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes not-
wendigen Maßnahmen setzen zu können;

17. „Versorgung“ die Lieferung oder den Verkauf von
Elektrizität an Kunden;

18. „Elektrizitätsunternehmen“ ein Unternehmen,
das zum Zweck der Erzeugung, Übertragung oder Ver-
teilung von Elektrizität betrieben wird;

19. „Erneuerbare Energien“ Wasserkraft, Biomasse,
Biogas, geothermische Energie, Wind und Sonne, soweit
sie für die Erzeugung von Elektrizität verwendet wer-
den;

20. „Betriebsstätte“ jenes räumlich zusammenhän-
gende Gebiet, in dem regelmäßig eine auf Gewinn oder
einen sonstigen wirtschaftlichen Vorteil gerichtete Tä-
tigkeit selbständig ausgeübt wird; 

21. „Betriebsgelände“ einen geographischen Raum, in
dessen Bereich Unternehmen ihre Tätigkeit ausüben; 

22. „Verbrauchsstätte“ ein oder mehrere zusammen-
hängende, im Eigentum oder in der Verfügungsgewalt
eines Endverbrauchers stehende Betriebsgelände, für
das oder die ein Endverbraucher Elektrizität bezieht und
über ein eigenes Netz zu Selbstkosten verteilt; eine Be-
triebsstätte sowie Einrichtungen, die eine einheitliche
Betriebsanlage darstellen, sind jedenfalls auch dann Ver-
brauchsstätten, wenn kein eigenes Netz vorliegt;

23. „Betriebsanlage“ jede örtlich gebundene Einrich-
tung, die der regelmäßigen Entfaltung einer selbständi-
gen, auf Gewinn oder einen sonstigen wirtschaftlichen
Vorteil gerichteten Tätigkeit zu dienen bestimmt ist;

24. „Konzernunternehmen“ ein rechtlich selbständi-
ges Unternehmen, das mit einem anderen rechtlich selb-
ständigen Unternehmen im Sinne des § 228 Abs. 3 HGB
verbunden ist;

25. „Drittstaaten“ Staaten, die nicht dem Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum beigetreten
oder nicht Mitglied der Europäischen Union sind;

26. „Elektrische Leitungsanlagen“ jene elektrischen
Anlagen auf Eigengrund, die der Fortleitung von Elekt-
rizität dienen; hiezu zählen auch Umspann-, Umform-
und Schaltanlagen;

27. „wesentliche Änderung einer Anlage“ eine Ände-
rung der Lage, der Beschaffenheit, des Zwecks oder des
Betriebes einer Anlage nach § 1 Abs. 1, die geeignet ist,
die Interessen nach § 7 zu berühren; der Austausch von
gleichartigen Maschinen und Geräten sowie Maßnah-
men zur Instandhaltung oder Instandsetzung von An-
lagen gelten nicht als wesentliche Änderungen;

28. „Notstromaggregate“ Stromerzeugungsanlagen,
die ausschließlich der Sicherstellung des Elektrizitäts-
bedarfs bei Störung der öffentlichen Elektrizitätsver-
sorgung dienen;

29. „Niederspannungsnetz“ alle Verteilerleitungen
und Anlagen eines Elektrizitätsunternehmens mit einer
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Nennspannung bis zu 1000 V an den Niederspan-
nungsklemmen der Transformatoren;

30. „Stand der Technik“ den auf den einschlägigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden Ent-
wicklungsstand fortschrittlicher technologischer Ver-
fahren, Einrichtungen oder Bau- und Betriebsweisen,
deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist;
bei der Bestimmung des Standes der Technik sind ins-
besondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder
Bau- und Betriebsweisen heranzuziehen.

§ 4 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

Die Elektrizitätsunternehmen haben, soweit dies mit
einem wettbewerbsorientierten Markt vereinbar ist,
nachstehende gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
im Allgemeininteresse zu erfüllen:

a) die Gleichbehandlung aller Kunden eines Systems
bei gleicher Abnahmecharakteristik;

b) die Sicherstellung der Versorgung von Endver-
brauchern zu Allgemeinen Bedingungen und Tarifprei-
sen (Allgemeine Anschluss- und Versorgungspflicht);

c) die Erfüllung der den Elektrizitätsunternehmen
durch Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten im öf-
fentlichen Interesse;

d) die vorrangige Inanspruchnahme von Erzeu-
gungsanlagen, in denen erneuerbare Energieträger oder
Abfälle eingesetzt werden oder die nach dem Prinzip der
Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten, soweit sie der öffent-
lichen Fernwärmeversorgung dienen;

e) den Strombezug aus Erzeugungsanlagen, die den
in der Europäischen Union geltenden Umweltvor-
schriften entsprechen;

f) unbeschadet der sich aus Abkommen zwischen der
Europäischen Union und Drittstaaten ergebenden Ver-
pflichtungen Österreichs, die Verringerung von Ener-
gieimporten aus Drittstaaten.

§ 5 Koordinierung und Kooperation

Elektrizitätsunternehmen haben die bestmögliche
Erfüllung der ihnen im Allgemeininteresse auferlegten
Verpflichtungen mit allen ihnen zur Verfügung stehen-
den Mitteln anzustreben. Dazu zählen insbesondere
auch die Koordinierung und Kooperation zum Zweck
der Optimierung dieser Verpflichtungen durch den Ab-
schluss langfristiger vertraglicher Vereinbarungen zwi-
schen den Elektrizitätsunternehmen untereinander so-

wie zwischen den Elektrizitätsunternehmen und den
sonstigen Marktteilnehmern. 

§ 6 Grundsätze beim Betrieb von 
Elektrizitätsunternehmen

Elektrizitätsunternehmen haben als kunden- und
wettbewerbsorientierte Anbieter von Energiedienstleis-
tungen nach den Grundsätzen einer sicheren, kosten-
günstigen, umweltverträglichen und effizienten Bereit-
stellung der nachgefragten Dienstleistungen sowie eines
wettbewerbsorientierten und wettbewerbsfähigen
Elektrizitätsmarktes zu agieren. Diese Grundsätze sind
als Unternehmensziele zu verankern.

2. A B S C H N I T T
Stromerzeugungsanlagen 

und elektrische Leitungsanlagen

1. U n t e r a b s c h n i t t
Bewilligungspflichtige 

und anzeigepflichtige Anlagen

§ 7 Allgemeine Grundsätze

Stromerzeugungsanlagen und elektrische Leitungs-
anlagen sind in allen ihren Teilen so zu errichten oder zu
ändern, dass sie

a) dem Stand der Technik, insbesondere den bau-, si-
cherheits- und brandschutztechnischen Erfordernissen
entsprechen;

b) weder das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen, noch die Sicherheit des Eigentums, sonstiger
dinglicher Rechte oder öffentlich-rechtlicher Nut-
zungsrechte in Form von Wald- und Weidenutzungs-
rechten, besonderen Felddienstbarkeiten oder Teilwald-
rechten gefährden; die Möglichkeit einer bloßen Ver-
minderung des Verkehrswertes gilt nicht als Gefähr-
dung;

c) Menschen weder durch Lärm, Geruch, Rauch, Er-
schütterung, Wärme, Lichteinwirkung oder Schwin-
gungen noch auf andere Weise unzumutbar belästigen;
ob Belästigungen zumutbar sind, ist danach zu beurtei-
len, wie sich die durch die Anlage verursachten Ände-
rungen der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf ein
gesundes, normal empfindendes Kind und auf einen ge-
sunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken;

d) die Natur, das Landschaftsbild und das Ortsbild
nicht wesentlich beeinträchtigen und

e) eine effiziente Energiegewinnung gewährleisten.
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§ 8 Bewilligungspflichtige Anlagen

(1) Einer Bewilligung der Behörde bedürfen die Er-
richtung und jede wesentliche Änderung (Errichtungs-
bewilligung) von

a) Stromerzeugungsanlagen mit einer Engpassleis-
tung von mehr als 100 kW, soweit im Abs. 2 oder im § 9
nichts anderes bestimmt ist, und

b) elektrischen Leitungsanlagen mit einer Spannung
von mehr als 1 kV auf jenen Grundstücken, die dem
Eigentümer der elektrischen Leitungsanlage gehören.

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht nach Abs. 1
festlegen, wenn bei Erfüllung der für die Errichtung oder
wesentliche Änderung festgesetzten Voraussetzungen
anzunehmen ist, dass die Anlagen den Erfordernissen
nach § 7 entsprechen.

§ 9 Anzeigepflichtige Anlagen

(1) Die Errichtung und jede wesentliche Änderung
von

a) Stromerzeugungsanlagen mit einer Engpassleis-
tung von mehr als 5 kW;

b) Anlagen, die durch eine Verordnung nach § 8 
Abs. 2 von der Bewilligungspflicht ausgenommen sind,
und

c) mobilen Anlagen, sofern sie nicht nach § 1 Abs. 2
lit. e vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenom-
men sind, und von Notstromaggregaten
ist der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen.

(2) Der Bezirksverwaltungsbehörde ist auch der
Weiterbetrieb und jede wesentliche Änderung von An-
lagen anzuzeigen, bei denen die Voraussetzungen nach
§ 1 Abs. 2 lit. a und b nicht mehr gegeben sind.

2. U n t e r a b s c h n i t t
Verfahrensbestimmungen 

für bewilligungspflichtige Anlagen

§ 10 Ansuchen

(1) Um die Erteilung einer Errichtungsbewilligung
ist bei der Behörde schriftlich anzusuchen. 

(2) Dem Ansuchen sind das von einem nach den be-
rufsrechtlichen Vorschriften hiezu Befugten erstellte
Projekt (Vorhaben) in zweifacher Ausfertigung und alle
zur Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens nach
diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen anzuschlie-
ßen. Jedenfalls sind anzuschließen:

a) eine technische Beschreibung des Vorhabens, aus
der der Name des Verfassers, der Zweck, der Umfang,
die Engpassleistung, die eingesetzten Rohenergieträger
und sonstigen Betriebsmittel, die Energieeffizienz, die
Betriebsweise, die Einsatzzeiten, die Antriebsart, die
Maschinenleistung, das Jahresarbeitsvermögen, die
Stromart und alle sonstigen geplanten Maschinen und
Einrichtungen hervorgehen; 

b) die erforderlichen Pläne, Beschreibungen und
Zeichnungen, insbesondere ein Lageplan, aus dem die
vom Vorhaben betroffenen Grundstücke hervorgehen,
ein Übersichtskartenplan, Bau- und Betriebsbeschrei-
bungen, Zeichnungen, Systemdarstellungen (Über-
sichtsschaltplan);

c) Angaben über die zu erwartenden Auswirkungen
im Sinne des § 7 lit. b bis d und die zu ihrer Vermeidung
oder Verminderung vorgesehenen Maßnahmen;

d) der Nachweis des Eigentums am Grundstück, auf
dem das Vorhaben ausgeführt werden soll, oder, wenn
der Antragsteller nicht Grundeigentümer ist, die Zu-
stimmungserklärung des Grundeigentümers, es sei
denn, dass für das Vorhaben eine Enteignung oder die
Einräumung von Zwangsrechten möglich ist;

e) ein Verzeichnis der an das Grundstück nach lit. d
angrenzenden Grundstücke unter Angabe der Grund-
stücksnummern, Einlagezahlen, Katastralgemeinde(n),
der Namen der jeweiligen Eigentümer und deren
Adresse;

f) die Namen und Adressen der an Grundstücken
nach lit. d und e dinglich Berechtigten, mit Ausnahme
von Pfandgläubigern, und jener Personen, denen öf-
fentlich-rechtliche Nutzungsrechte im Sinne des § 7
lit. b zustehen;

g) eine sicherheitstechnische Analyse und Angaben
über die zur Vermeidung oder Verminderung von Stör-
fällen vorgesehenen Maßnahmen;

h) Angaben über das Zusammenwirken mit bestehen-
den Elektrizitätsunternehmen (Verbundwirtschaft).

(3) Die Behörde kann auf Antrag oder von Amts
wegen von der Vorlage einzelner Unterlagen nach Abs. 2
absehen, soweit sie für die Beurteilung des Vorhabens
voraussichtlich nicht von Bedeutung sind.

§ 11 Vorprüfungsverfahren

(1) Die Behörde hat vor der Anberaumung einer
mündlichen Verhandlung nach § 12 Abs. 2
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a) den Antragsteller allenfalls aufzufordern, die
Unterlagen nach § 10 Abs. 2 entsprechend zu ergänzen,
und 

b) das Vorhaben im Hinblick auf die Erfordernisse
nach § 7 vorläufig zu prüfen (Vorprüfungsverfahren).

(2) Im Vorprüfungsverfahren hat nur der Antrag-
steller Parteistellung.

(3) Die Behörde hat einen Antrag auf Erteilung einer
Errichtungsbewilligung innerhalb von drei Monaten
nach Vorliegen sämtlicher entscheidungswesentlicher
Unterlagen abzuweisen, wenn sich bereits im Vorprü-
fungsverfahren ergibt, dass das Vorhaben den Erforder-
nissen nach § 7 auch durch die Vorschreibung von Auf-
lagen nicht entsprechen wird. Liegen keine derartigen
Gründe vor, so hat die Behörde unverzüglich die münd-
liche Verhandlung anzuberaumen.

§ 12 Parteien, mündliche Verhandlung

(1) Parteien im Verfahren sind:
a) der Antragsteller;
b) die vom betreffenden Vorhaben berührte(n) Ge-

meinde(n) zur Wahrnehmung ihrer Interessen in den
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches;

c) die im § 10 Abs. 2 lit. e und f genannten Personen
und

d) die Nachbarn (§ 13).
(2) Von der Anberaumung der mündlichen Verhand-

lung sind die Parteien nach Abs. 1 lit. a bis c persönlich
zu verständigen. Die Anberaumung der mündlichen
Verhandlung ist überdies durch Anschlag an der Amts-
tafel der Gemeinde(n) während vier Wochen und durch
Verlautbarung im redaktionellen Teil der auflagenstärks-
ten, in der Gemeinde oder im Bezirk wenigstens wö-
chentlich erscheinenden Zeitung zu verlautbaren. Be-
steht keine derartige Zeitung, so ist die Anberaumung
der mündlichen Verhandlung in der auflagenstärksten in
Tirol erscheinenden Tageszeitung zu verlautbaren.

(3) Die Kundmachung über die Anberaumung der
mündlichen Verhandlung hat jedenfalls die zuständige
Behörde, den Ort, die Zeit und den Gegenstand der Ver-
handlung zu bezeichnen. 

(4) Die dem Ansuchen um die Erteilung einer Er-
richtungsbewilligung anzuschließenden Unterlagen
sind, soweit sie nicht von der Akteneinsicht ausgenom-
men sind, während der Dauer des Anschlages im Ge-
meindeamt (in den Gemeindeämtern) zur allgemeinen
Einsicht aufzulegen. Auf die Auflegung dieser Unter-

lagen ist in der Ladung, im Anschlag und in der über die
Zeitung erfolgten Verlautbarung hinzuweisen.

(5) Werden bei der mündlichen Verhandlung privat-
rechtliche Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben,
so hat der Verhandlungsleiter zunächst auf eine Eini-
gung hinzuwirken. Kommt eine Einigung zustande, so
ist sie in der Verhandlungsschrift zu beurkunden.
Kommt keine Einigung zustande, so ist der Beteiligte
mit seinen privatrechtlichen Einwendungen auf den or-
dentlichen Rechtsweg zu verweisen.

§ 13 Nachbarn

(1) Nachbarn sind alle Personen, die durch die Er-
richtung, den Bestand oder den Betrieb einer Anlage in
ihren Interessen nach § 7 lit. b oder c berührt werden.

(2) Als Nachbarn gelten nicht Personen, die sich nur
vorübergehend in der Nähe der Anlage aufhalten und
die nicht in ihrem Eigentum, sonstigen dinglichen Rech-
ten oder öffentlich-rechtlichen Nutzungsrechten ge-
fährdet sind. 

(3) Als Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von Be-
herbergungsbetrieben, Krankenanstalten, Heimen und
ähnlichen Einrichtungen, in denen sich regelmäßig Per-
sonen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schut-
zes dieser Personen, und die Erhalter von Schulen zum
Schutz der Schüler, der Lehrer und der sonst in Schulen
ständig beschäftigten Personen.

(4) Als Nachbarn gelten auch die im Abs. 1 genann-
ten Personen, die auf grenznahen Grundstücken im
Ausland wohnen, wenn in dem betreffenden Staat öster-
reichische Nachbarn in den entsprechenden Verfahren
rechtlich oder tatsächlich den gleichen Nachbarschafts-
schutz genießen.

§ 14 Errichtungsbewilligung

(1) Die Behörde hat über ein Ansuchen um die Er-
teilung einer Errichtungsbewilligung mit schriftlichem
Bescheid zu entscheiden.

(2) Die Errichtungsbewilligung ist zu erteilen, wenn
das Vorhaben den Erfordernissen nach § 7 entspricht.
Sie ist befristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen
zu erteilen, soweit dies erforderlich ist, um Beeinträch-
tigungen der Interessen nach § 7 zu vermeiden oder auf
ein möglichst geringes Ausmaß zu beschränken. Aufla-
gen sind auf Antrag mit Bescheid aufzuheben, wenn und
soweit die Voraussetzungen für ihre Vorschreibung
nicht mehr vorliegen.
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(3) Die Errichtungsbewilligung ist zu versagen, wenn
eine Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(4) In der Errichtungsbewilligung kann eine ange-
messene Frist von längstens drei Jahren für die Ausfüh-
rung des Vorhabens festgesetzt werden. Diese Frist ist
auf Antrag des Bewilligungsinhabers um längstens zwei
Jahre zu verlängern, wenn die Ausführung des Vorha-
bens ohne sein Verschulden verzögert wurde, sofern sich
in der Zwischenzeit die elektrizitätsrechtlichen Vor-
schriften nicht derart geändert haben, dass die Bewilli-
gung nach den neuen Vorschriften nicht mehr erteilt
werden dürfte.

(5) Wird eine Errichtungsbewilligung befristet, unter
Bedingungen oder mit Auflagen erteilt, so kann dem
Inhaber der Bewilligung eine Sicherheitsleistung in der
Höhe der voraussichtlichen Kosten jener Maßnahmen,
die der Bewilligungsinhaber nach dem Ablauf der Frist,
dem Eintritt der Bedingungen oder zur Einhaltung der
Auflagen zu treffen hat, vorgeschrieben werden, sofern
dies erforderlich ist, um die rechtzeitige und vollstän-
dige Durchführung dieser Maßnahmen sicherzustellen.

(6) Die Sicherheitsleistung ist zur Deckung der
Kosten einer allfälligen Ersatzvornahme nach § 4 VVG
zu verwenden. Erweist sich die Ersatzvornahme als un-
möglich, so ist die Sicherheitsleistung zugunsten des
Rechtsträgers jener Behörde, die die Errichtungsbewil-
ligung erteilt hat, für verfallen zu erklären. Die Sicher-
heitsleistung wird frei, sobald die Maßnahmen, deren
Durchführung sie sicherstellen sollte, abgeschlossen
sind.

§ 15 Anzeige der Fertigstellung, 
Betriebsbewilligung

(1) Die Fertigstellung eines nach § 14 Abs. 2 bewil-
ligten Vorhabens ist der Behörde unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen.

(2) Die Behörde kann in der Errichtungsbewilligung
anordnen, dass die Anlage oder Teile davon erst auf
Grund einer Betriebsbewilligung in Betrieb genommen
werden dürfen, wenn die Auswirkungen der Anlage im
Zeitpunkt der Erteilung der Errichtungsbewilligung
noch nicht ausreichend beurteilt werden können.

(3) Um die Erteilung der Betriebsbewilligung ist bei
der Behörde schriftlich anzusuchen. Vor der Entschei-
dung über das Ansuchen ist ein Augenschein an Ort und
Stelle durchzuführen. Die Betriebsbewilligung ist zu er-
teilen, wenn das Vorhaben der Errichtungsbewilligung

entsprechend ausgeführt wurde. Weicht das ausgeführ-
te Vorhaben von der Errichtungsbewilligung ab und
stellt diese Abweichung keine wesentliche Änderung
dar, so ist die Betriebsbewilligung im Umfang der vor-
genommenen Änderungen zu erteilen.

(4) § 14 Abs. 2 zweiter und dritter Satz und Abs. 3
bis 6 gilt sinngemäß.

§ 16 Probebetrieb

(1) Die Behörde kann vor der Erteilung der Be-
triebsbewilligung einen Probebetrieb bewilligen oder
mit Bescheid anordnen, wenn das Vorliegen bestimmter
Ergebnisse, Messungen, Proben und dergleichen für die
Entscheidung der Behörde von wesentlicher Bedeutung
ist.

(2) § 14 Abs. 2 bis 6 gilt sinngemäß.
(3) Gegen die Bewilligung oder die Anordnung eines

Probebetriebes ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht
zulässig.

(4) Die Bewilligung zur Durchführung des Probebe-
triebes erlischt spätestens zwei Jahre nach der Erlassung
des Bescheides, sofern darin keine kürzere Frist festge-
setzt wird.

§ 17 Nachträgliche Vorschreibungen

(1) Ergibt sich bei einer rechtmäßig in Betrieb ge-
nommenen Anlage, dass den Erfordernissen nach § 7
trotz Einhaltung der im Errichtungs- oder Betriebsbe-
willigungsbescheid vorgeschriebenen Auflagen nicht
hinreichend entsprochen wird, so hat die Behörde die
nach dem Stand der Technik und der medizinischen oder
sonst in Betracht kommenden Wissenschaften zur Er-
reichung des Zieles erforderlichen anderen oder zusätz-
lichen Auflagen vorzuschreiben. Die Behörde darf nur
solche Auflagen vorschreiben, die verhältnismäßig sind,
insbesondere bei denen der mit der Erfüllung der Auf-
lagen verbundene Aufwand im Verhältnis zu dem mit
den Auflagen angestrebten Erfolg steht. § 14 Abs. 2 drit-
ter Satz und Abs. 5 und 6 gilt sinngemäß.

(2) In einem Bescheid nach Abs. 1 kann dem Inhaber
der Anlage, soweit dies verhältnismäßig ist, auch die Be-
seitigung von bereits eingetretenen Folgen, die aus dem
Betrieb der Anlage herrühren, vorgeschrieben werden. 

(3) Zugunsten von Personen, die erst nach dem Ein-
tritt der Rechtskraft der Errichtungsbewilligung Nach-
barn geworden sind, sind Auflagen im Sinne des Abs. 1
nur insoweit vorzuschreiben, als diese zur Vermeidung
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einer Gefährdung ihres Lebens oder ihrer Gesundheit
notwendig sind.

(4) Kann den Erfordernissen nach § 7 nur durch die
Vorschreibung von Auflagen entsprochen werden, de-
ren Verwirklichung eine wesentliche Änderung der An-
lage zur Folge hätte, so hat die Behörde dem Inhaber der
Anlage mit Bescheid aufzutragen, innerhalb einer ange-
messen festzusetzenden Frist einen Antrag auf Ertei-
lung einer Errichtungsbewilligung für die Änderung der
Anlage (Sanierungskonzept) einzubringen.

(5) Ein Auftrag zur Einbringung eines Sanierungs-
konzeptes ist nur dann zulässig, wenn der mit der Än-
derung der Anlage verbundene Aufwand im Verhältnis
zu dem mit der Änderung angestrebten Erfolg steht.

§ 18 Instandhaltung

(1) Der Inhaber der Anlage ist verpflichtet, die An-
lage den Erfordernissen nach § 7 sowie der Errichtungs-
bzw. Betriebsbewilligung entsprechend instandzuhal-
ten. Kommt der Inhaber der Anlage dieser Verpflich-
tung nicht nach, so hat ihm die Behörde die entspre-
chenden Maßnahmen unter Setzung einer angemesse-
nen Frist mit Bescheid aufzutragen.

(2) Besteht eine unmittelbare Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit von Menschen oder für die Sicher-
heit von Sachen, so hat die Behörde dem Inhaber der
Anlage die zur Beseitigung der Gefährdung sofort not-
wendigen Maßnahmen ohne weiteres Verfahren aufzu-
tragen. Kommt der Verpflichtete diesem Auftrag nicht
unverzüglich nach, so hat die Behörde die Maßnahmen
auf Gefahr und Kosten des Inhabers der Anlage sofort
durchführen zu lassen. Der Verpflichtete hat die Durch-
führung dieser Maßnahmen zu dulden. Die Ausübung
unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt
ist zulässig.

§ 19 Betreten von Grundstücken, 
Kontrollrechte

(1) Der Inhaber der Anlage ist verpflichtet, den be-
hördlichen Organen und ihren Beauftragten zum Zweck
amtlicher Erhebungen in Vollziehung dieses Gesetzes,
insbesondere zur Überprüfung der Einhaltung der auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Bescheide, ungehin-
dert Zutritt zu den in Betracht kommenden Grundstü-
cken und Anlagen zu gewähren und die im Anlagenbe-
reich befindlichen Sachen kontrollieren, Messungen
durchführen und Proben entnehmen zu lassen. Zur Er-

wirkung dieser Verpflichtungen ist die Ausübung un-
mittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt
zulässig.

(2) Die Ausübung der im Abs. 1 genannten Befug-
nisse hat sich dabei auf das unbedingt erforderliche Aus-
maß zu beschränken. 

§ 20 Dingliche Wirkung

Rechte und Pflichten, die sich aus anlagenrechtlichen
Bescheiden nach diesem Gesetz, mit Ausnahme von
Strafbescheiden, ergeben, werden durch einen Wechsel
des Inhabers der Anlage nicht berührt. Der Rechtsvor-
gänger hat dem Rechtsnachfolger alle erforderlichen
Auskünfte zu erteilen und alle notwendigen Unterlagen
auszuhändigen. Der Rechtsnachfolger hat den Rechts-
übergang unverzüglich der Behörde anzuzeigen.

§ 21 Betriebsunterbrechung und Stillegung 
der Anlage

(1) Der Inhaber einer Stromerzeugungsanlage hat,
wenn er nicht zugleich Betreiber des Verteilernetzes ist,
dem Netzbetreiber eine beabsichtigte Betriebsunter-
brechung unter Angabe des Grundes und der voraus-
sichtlichen Dauer spätestens zwei Wochen vor der
Unterbrechung anzukündigen. Bei Störfällen, der Ein-
wirkung höherer Gewalt und anderen vergleichbaren
Betriebsunterbrechungen ist der Betreiber des Vertei-
lernetzes sofort zu verständigen.

(2) Der Inhaber einer Stromerzeugungsanlage hat die
beabsichtigte Stillegung der Anlage der Behörde und,
wenn er nicht zugleich Betreiber des Verteilernetzes ist,
auch dem Netzbetreiber spätestens drei Monate vorher
anzuzeigen. In der Anzeige an die Behörde sind auch die
zum Schutz der Interessen nach § 7 zu treffenden Vor-
kehrungen darzulegen.

(3) Reichen die vom Inhaber der Anlage beabsich-
tigten Maßnahmen zum Schutz der Interessen nach § 7
nicht aus, oder wird eine Anzeige nach Abs. 2 nicht oder
nicht rechtzeitig bei der Behörde eingebracht, so hat die-
se dem Inhaber der Anlage, oder, wenn dieser nur mehr
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt
werden kann, dem Grundeigentümer oder dem sonst
über das Grundstück Verfügungsberechtigten, die ent-
sprechenden Maßnahmen unter Setzung einer ange-
messenen Frist mit Bescheid aufzutragen. § 18 Abs. 2
gilt sinngemäß.
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§ 22 Erlöschen der Bewilligung

(1) Eine Errichtungs- bzw. Betriebsbewilligung er-
lischt, wenn

a) der Inhaber der Bewilligung auf diese verzichtet;
b) eine für das Vorhaben sonst noch erforderliche

bundes- oder landesgesetzliche Bewilligung rechtskräf-
tig versagt oder unwirksam wird;

c) das Vorhaben nicht fristgerecht ausgeführt wird;
d) die Anlage stillgelegt wird;
e) der Betrieb der Anlage ohne Vorliegen einer tech-

nischen Notwendigkeit durch mehr als drei Jahre unter-
brochen worden ist oder

f) das Sanierungskonzept nach § 17 Abs. 4 nicht
rechtzeitig eingebracht wird.

(2) Ist die Errichtungs- bzw. Betriebsbewilligung er-
loschen, so hat der ehemalige Inhaber der Bewilligung,
soweit dies zum Schutz der Interessen nach § 7 erfor-
derlich ist, die errichtete Anlage unverzüglich zu ent-
fernen und alle sonst notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so hat
ihm die Behörde diese Maßnahmen mit Bescheid auf-
zutragen. § 18 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(3) Trifft eine Verpflichtung nach Abs. 2 erster Satz
nicht den Grundeigentümer, so hat dieser die zu ihrer
Erfüllung notwendigen Maßnahmen zu dulden.

(4) Kann ein Auftrag nach Abs. 2 zweiter Satz nicht
an den Inhaber der Anlage gerichtet werden, so ist er an
den Eigentümer des Grundstückes oder den sonst hier-
über Verfügungsberechtigten zu richten.

(5) Das Erlöschen der Errichtungs- bzw. Betriebsbe-
willigung ist von der Behörde von Amts wegen oder auf
Antrag jenes Grundeigentümers, dessen Grundstück
durch die Anlage dauernd in Anspruch genommen und
zu dessen Lasten enteignet worden ist, mit Bescheid
festzustellen.

(6) Die Behörde hat nach dem Eintritt der Rechtskraft
des Feststellungsbescheides auf Antrag des Enteigneten
die Aufhebung der Dienstbarkeit oder die Rückübereig-
nung gegen eine angemessene Rückvergütung auszu-
sprechen. Für das Rückübereignungsverfahren gelten die
§§ 73 und 74 des Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/
1989, sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Berufung an
den Unabhängigen Verwaltungssenat zulässig ist.

§ 23 Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

Wird ein nach § 8 Abs. 1 bewilligungspflichtiges Vor-
haben ohne Vorliegen einer rechtskräftigen Errichtungs-

oder Betriebsbewilligung errichtet, wesentlich geändert
oder in Betrieb genommen, oder wird bei der Ausführung
eines Vorhabens von der Errichtungsbewilligung abge-
wichen und stellt die Abweichung eine wesentliche Än-
derung des Vorhabens dar,  so hat die Behörde demjeni-
gen, der dies veranlasst hat, oder, wenn dieser nur mit
einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt werden
kann, dem Grundeigentümer oder dem sonst über das
Grundstück Verfügungsberechtigten die Fortsetzung der
Arbeiten oder den weiteren Betrieb mit Bescheid zu
untersagen. Sucht der Verantwortliche nicht innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Untersagungs-
bescheides nachträglich um die Errichtungs- oder Be-
triebsbewilligung an oder wird diese versagt, so hat ihm
die Behörde die Beseitigung der Anlage bzw. der daran
vorgenommenen Änderung und die Wiederherstellung
des früheren Zustandes aufzutragen. § 18 Abs. 2 gilt sinn-
gemäß.

§ 24 Verlängerung befristet erteilter 
Bewilligungen

(1) Wurde die Errichtungs- oder Betriebsbewilligung
befristet erteilt, so kann frühestens zwei Jahre, spätestens
aber sechs Monate vor dem Ablauf der Bewilligungsdau-
er bei der Behörde um die Verlängerung der Errichtungs-
oder Betriebsbewilligung schriftlich angesucht werden.

(2) Die Behörde hat einem Antrag nach Abs. 1 statt-
zugeben, wenn die Anlage der Errichtungs- bzw. Be-
triebsbewilligung und den Erfordernissen nach § 7 ent-
spricht.

(3) Im Verfahren nach Abs. 1 haben der Antragsteller,
die Gemeinde und jene Personen Parteistellung, die selbst
oder deren Rechtsvorgänger im Verfahren zur Erteilung
der Errichtungsbewilligung Parteien gewesen sind.

(4) Durch einen rechtzeitig eingebrachten Antrag
nach Abs. 1 wird der Ablauf der Bewilligungsdauer bis
zur Beendigung des Verfahrens, einschließlich eines Ver-
fahrens vor dem Verwaltungs- oder Verfassungsgerichts-
hof, gehemmt.

3. U n t e r a b s c h n i t t
Verfahrensbestimmungen 

für anzeigepflichtige Anlagen

§ 25 Anzeige, Instandhaltung, Zutritts- 
und Kontrollrechte

(1) Eine Anzeige nach § 9 ist bei der Bezirksverwal-
tungsbehörde schriftlich einzubringen. Der Anzeige
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sind alle zur Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens
nach diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen in zwei-
facher Ausfertigung anzuschließen. Jedenfalls sind an-
zuschließen:

a) eine technische Beschreibung des Vorhabens, aus
der die Art, der Zweck, der Umfang, die Engpassleis-
tung, die eingesetzten Rohenergieträger und die sonsti-
gen Betriebsmittel, der Gesamtwirkungsgrad, die Be-
triebsweise, die Einsatzzeiten, die Antriebsart, die Ma-
schinenleistung, das Jahresarbeitsvermögen, die Strom-
art und alle sonstigen geplanten Maschinen und Ein-
richtungen hervorgehen; 

b) die erforderlichen Pläne, Beschreibungen und
Zeichnungen, insbesondere ein Lageplan, aus dem die
vom Vorhaben betroffenen Grundstücke hervorgehen;

c) Angaben über die zu erwartenden Auswirkungen
im Sinne des § 7 lit. b bis d und die zu ihrer Vermeidung
oder Verminderung vorgesehenen Maßnahmen;

d) der Nachweis des Eigentums am Grundstück, auf
dem das Vorhaben ausgeführt werden soll, oder, wenn
der Antragsteller nicht Grundeigentümer ist, die Zu-
stimmungserklärung des Grundeigentümers.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat ein ange-
zeigtes Vorhaben innerhalb von drei Monaten nach Vor-
liegen sämtlicher entscheidungswesentlicher Unter-
lagen mit schriftlichem Bescheid zu untersagen, wenn
es

a) einer Errichtungsbewilligung bedarf oder
b) auch durch die Vorschreibung von Bedingungen,

Befristungen oder Auflagen den Erfordernissen nach § 7
nicht entspricht.

(3) Mit der Ausführung eines anzeigepflichtigen Vor-
habens darf erst begonnen werden, wenn die Bezirks-
verwaltungsbehörde das Vorhaben nicht untersagt oder
der Ausführung des Vorhabens vorzeitig schriftlich zu-
gestimmt hat. In diesen Fällen hat die Bezirksverwal-
tungsbehörde dem Anzeigenden eine mit einem ent-
sprechenden Vermerk versehene Ausfertigung der ein-
gereichten Unterlagen zurückzusenden.

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann dem An-
zeigenden für Vorhaben, die nicht nach Abs. 2 untersagt
wurden, mit Bescheid jederzeit Maßnahmen vorschrei-
ben, die zur Erfüllung der Erfordernisse nach § 7 not-
wendig sind. Die Bezirksverwaltungsbehörde darf nur
solche Auflagen vorschreiben, die verhältnismäßig sind,
insbesondere bei denen der mit der Erfüllung der Auf-

lagen verbundene Aufwand im Verhältnis zu dem mit
den Auflagen angestrebten Erfolg steht. Auflagen sind
auf Antrag mit Bescheid aufzuheben, wenn und soweit
die Voraussetzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr
vorliegen.

(5) Für anzeigepflichtige Anlagen gelten die §§ 18
Abs. 1 und 19 sinngemäß.

§ 26 Herstellung des gesetzmäßigen 
Zustandes

(1) Wird ein anzeigepflichtiges Vorhaben ohne vor-
herige Anzeige ausgeführt, so hat die Bezirksverwal-
tungsbehörde demjenigen, der dies veranlasst hat, oder,
wenn dieser nur mit einem unverhältnismäßigen Auf-
wand festgestellt werden kann, dem Grundeigentümer
oder dem sonst über das Grundstück Verfügungsbe-
rechtigten die Fortsetzung der Arbeiten an diesem Vor-
haben zu untersagen. Wird das Vorhaben nicht inner-
halb eines Monats nach der Zustellung des Untersa-
gungsbescheides nachträglich angezeigt oder wird die-
ses untersagt, weil es nicht den Erfordernissen nach § 7
entspricht, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde die
Beseitigung der Anlage bzw. der daran vorgenommenen
Änderung und die Wiederherstellung des früheren Zu-
standes aufzutragen.

(2) Wurde mit der Ausführung eines anzeigepflichti-
gen Vorhabens vor dem Ablauf von drei Monaten ab der
Einbringung der Anzeige begonnen, ohne dass die Be-
zirksverwaltungsbehörde der Ausführung des Vorha-
bens vorzeitig zugestimmt hat, so hat die Bezirksver-
waltungsbehörde die Fortsetzung der Arbeiten bis zum
Ablauf dieser Frist zu untersagen. Wird das angezeigte
Vorhaben untersagt, weil es einer Errichtungsbewilli-
gung bedarf, so hat der Anzeigende innerhalb eines Mo-
nats nach der Zustellung des Untersagungsbescheides
um die Errichtungsbewilligung anzusuchen. § 23 zwei-
ter Satz gilt sinngemäß. Wird das angezeigte Vorhaben
untersagt, weil es den Erfordernissen nach § 7 nicht ent-
spricht, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde demjeni-
gen, der dies veranlasst hat, oder, wenn dieser nur mit
einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt wer-
den kann, dem Grundeigentümer oder dem sonst über
das Grundstück Verfügungsberechtigten die Beseiti-
gung der Anlage und die Wiederherstellung des frühe-
ren Zustandes aufzutragen.

(3) § 18 Abs. 2 gilt sinngemäß.
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4. U n t e r a b s c h n i t t
Zwangsrechte

§ 27 Benützung fremder Grundstücke 
für Vorarbeiten

(1) Soweit eine gütliche Einigung zwischen den Be-
teiligten nicht zustandekommt, hat die Behörde auf An-
trag eine vorübergehende Benützung fremder Grund-
stücke mit schriftlichem Bescheid zu bewilligen, soweit
dies zur Vorbereitung eines Antrages um die Erteilung
einer Errichtungsbewilligung für eine Stromerzeu-
gungsanlage erforderlich ist. Die Berufung an den Un-
abhängigen Verwaltungssenat ist zulässig.

(2) Im Antrag sind die Art, der Umfang und der
Zweck der Arbeiten sowie die hievon betroffenen
Grundstücke unter Angabe der Namen und Adressen
der Eigentümer, der dinglich Berechtigten, mit Ausnah-
me von Pfandgläubigern, und jener Personen, denen öf-
fentlich-rechtliche Nutzungsrechte im Sinne des § 7 lit. b
zustehen, anzuführen. Dem Antrag sind erforderlichen-
falls nähere Beschreibungen und Pläne anzuschließen,
aus denen der Umfang der Vorarbeiten hervorgeht. 

(3) Im Verfahren haben der Antragsteller und die im
Abs. 2 genannten Personen Parteistellung.

(4) In der Bewilligung ist dem Antragsteller das Recht
einzuräumen, fremde Grundstücke zu betreten und auf
ihnen die zur Planung der Stromerzeugungsanlage er-
forderlichen Bodenuntersuchungen und sonstigen not-
wendigen technischen Arbeiten vorzunehmen. Die Be-
willigung kann sich auch auf die Durchführung von Ver-
messungen, die Anbringung von Vermessungszeichen,
Geländeaufnahmen, Grundwasseruntersuchungen oder
auf die Beseitigung von Bäumen, Sträuchern und son-
stigen Pflanzen erstrecken, soweit dies für die zweck-
mäßige Durchführung der Vorarbeiten unbedingt er-
forderlich ist.

(5) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist längstens auf die
Dauer eines Jahres zu erteilen. Die Frist ist auf Antrag
jeweils angemessen, höchstens jedoch um ein Jahr zu
verlängern, wenn die Vorarbeiten ohne Verschulden des
Inhabers der Bewilligung nicht abgeschlossen werden
konnten und der Antrag auf Fristverlängerung vor dem
Ablauf der Frist eingebracht wurde.

(6) Vorarbeiten sind so durchzuführen, dass die Inter-
essen der Eigentümer der betroffenen Grundstücke
bzw. der sonst hierüber Verfügungsberechtigten, der

dinglich Berechtigten und der Inhaber öffentlich-recht-
licher Nutzungsrechte im Sinne des § 7 lit. b so gering
wie möglich beeinträchtigt werden. 

(7) Die beabsichtigte Durchführung der Vorarbeiten
ist den Eigentümern der betroffenen Grundstücke oder
den sonst hierüber Verfügungsberechtigten und den
sonstigen im Abs. 2 genannten Personen schriftlich mit-
zuteilen. Die mit der Leitung der Vorarbeiten betraute
Person hat sich bei der Ausübung der Bewilligung gegen-
über dem Eigentümer des Grundstückes oder dem sonst
hierüber Verfügungsberechtigten auf dessen Verlangen
auszuweisen.

(8) Die Eigentümer der betroffenen Grundstücke
oder die sonst hierüber Verfügungsberechtigten haben
die Benützung der Grundstücke zur Durchführung der
bewilligten Vorarbeiten zu dulden.

(9) Werden Grundstücke für Vorarbeiten benützt, so
haben die im Abs. 2 genannten Personen gegenüber dem
Berechtigten Anspruch auf Vergütung für die ihnen da-
durch verursachten Vermögensnachteile. Sofern eine
gütliche Einigung zwischen den Beteiligten nicht erzielt
werden kann, hat die Behörde auf deren Antrag die Ver-
gütung in sinngemäßer Anwendung des 12. Abschnittes
des Tiroler Straßengesetzes festzusetzen. Die Berufung
an den Unabhängigen Verwaltungssenat ist zulässig.

§ 28 Enteignung

(1) Für die Errichtung von bewilligungspflichtigen
Stromerzeugungsanlagen kann enteignet werden.

(2) Eine Enteignung ist nur zulässig, wenn
a) für die Errichtung der Stromerzeugungsanlage ein

Bedarf besteht, dessen Deckung im öffentlichen Inter-
esse, insbesondere zur Sicherung der öffentlichen Ver-
sorgung mit Elektrizität, gelegen ist;

b) zwingende technische Gründe eine dauernde In-
anspruchnahme des Enteignungsgegenstandes bedin-
gen;

c) der Gegenstand der Enteignung geeignet ist, der
zweckmäßigen und wirtschaftlichen Verwirklichung des
Vorhabens zu dienen;

d) der Gegenstand der Enteignung nicht anders als
durch Enteignung beschafft werden kann, insbesonde-
re weil eine gütliche Einigung zwischen den Beteiligten
nicht zustande kommt, und 

e) durch die Enteignung ihr Zweck unmittelbar ver-
wirklicht werden kann.
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§ 29 Gegenstand und Umfang 
der Enteignung, Verfahren

(1) Durch Enteignung können
a) an Grundstücken das Eigentum sowie Dienstbar-

keiten und andere Rechte, die zum Gebrauch oder zur
Nutzung des Grundstückes berechtigen, eingeräumt
werden,

b) Dienstbarkeiten, Reallasten und andere im Privat-
recht begründete dingliche und obligatorische Rechte,
die zum Gebrauch oder zur Nutzung eines Grundstü-
ckes berechtigen, eingeschränkt oder entzogen werden.

(2) Eine Enteignung ist nicht zulässig
a) an Grundstücken einer Gebietskörperschaft, die

öffentlichen Zwecken dienen, und
b) an Grundstücken, die Zwecken dienen, für die nach

anderen Gesetzen eine Enteignung zulässig ist.
(3) Eine Enteignung durch Einräumung des Eigen-

tums an einem Grundstück ist nur zulässig, wenn der
Zweck der Enteignung nicht durch Einräumung eines an-
deren Rechtes nach Abs. 1 lit. a verwirklicht werden kann.

(4) Eine Enteignung ist nur in dem zur Verwirkli-
chung ihres Zwecks erforderlichen Umfang zulässig.

(5) Würden bei der Enteignung eines Teiles eines
Grundstückes Grundstücksreste entstehen, die weder
in der bisherigen Weise noch sonst zweckmäßig nutz-
bar wären, so sind auf Antrag des Enteigneten auch diese
Grundstücksreste zu enteignen.

(6) Würde ein Grundstück durch im Wege der Ent-
eignung einzuräumende Rechte derart belastet werden,
dass es weder in der bisherigen Weise noch sonst zweck-
mäßig nutzbar wäre, so ist das Grundstück auf Antrag
des Enteigneten durch Einräumung des Eigentums zu
enteignen.

(7) Im übrigen sind für die Enteignung und die Rück-
übereignung die Bestimmungen des 12. Abschnittes des
Tiroler Straßengesetzes sinngemäß mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass die Berufung an den Unabhängigen
Verwaltungssenat zulässig ist.

3. A B S C H N I T T
Betrieb von Netzen

1. U n t e r a b s c h n i t t
Netzzugang

§ 30 Gewährung und Organisation 
des Netzzuganges

(1) Netzbetreiber sind verpflichtet, zugelassenen
Kunden, unabhängigen Erzeugern und Eigenerzeugern
(Netzzugangsberechtigte) nach Maßgabe der ihnen
nach dem 4. Abschnitt zustehenden Rechte den Netz-
zugang zu den genehmigten Allgemeinen Bedingungen
für den Netzzugang (§ 31) und den bestimmten Sys-
temnutzungstarifen zu gewähren.

(2) Netzzugangsberechtigte haben einen Rechtsan-
spruch darauf, auf Grundlage der genehmigten Allge-
meinen Bedingungen für den Netzzugang und den vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
bestimmten Systemnutzungstarifen die Benutzung des
Netzes zu verlangen (geregeltes Netzzugangssystem).

§ 31 Bedingungen des Netzzuganges

(1) Netzbetreiber sind verpflichtet, die Bedingungen
für den Zugang zum System in Allgemeinen Bedingun-
gen für den Netzzugang festzulegen. Diese Bedingun-
gen dürfen nicht diskriminierend sein, keine miss-
bräuchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten Be-
schränkungen enthalten und nicht die Versorgungssi-
cherheit und die Dienstleistungsqualität gefährden. Sie
haben auch die technischen Mindestanforderungen für
den Netzzugang festzulegen.

(2) Die Landesregierung kann zur Sicherstellung der
Erfordernisse nach Abs. 1 zweiter und dritter Satz
Richtlinien über den Inhalt der Allgemeinen Bedingun-
gen für den Netzzugang erlassen. Diese sind im Boten
für Tirol kundzumachen.

(3) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzu-
gang und jede Änderung bedürfen zur ihrer Rechts-
wirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung.
Um die Erteilung der Genehmigung ist schriftlich an-
zusuchen. Dem Ansuchen ist der Entwurf der Allge-
meinen Bedingungen für den Netzzugang in zehnfacher
Ausfertigung anzuschließen.

(4) Die Landesregierung hat vor der Entscheidung
über das Ansuchen die Wirtschaftskammer Tirol, die
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, die Lan-
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deslandwirtschaftskammer und den Verband der Elek-
trizitätswerke Tirols zu hören. Für die Abgabe der
Äußerungen ist eine angemessene, zwei Monate nicht
übersteigende Frist festzusetzen.

(5) Die Genehmigung ist mit schriftlichem Bescheid
zu erteilen, wenn die Allgemeinen Bedingungen für den
Netzzugang den Erfordernissen nach Abs. 1 zweiter und
dritter Satz und der allenfalls erlassenen Richtlinie nach
Abs. 2 entsprechen. Die Genehmigung kann erforder-
lichenfalls befristet, mit Auflagen oder unter Bedingun-
gen erteilt werden.

(6) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Vor-
aussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(7) Erstreckt sich ein Übertragungsnetz über zwei
Länder, so haben die beteiligten Landesregierungen ein-
vernehmlich vorzugehen.

(8) Die Landesregierung kann dem Netzbetreiber mit
Bescheid auftragen, innerhalb einer angemessen festzu-
setzenden Frist geänderte Allgemeine Bedingungen für
den Netzzugang zur Genehmigung vorzulegen, wenn
diese den Erfordernissen nach Abs. 5 nicht mehr ent-
sprechen.

(9) Die Allgemeinen Bedingungen für den Netzzu-
gang und die vom Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten bestimmten Systemnutzungstarife
sind vom Netzbetreiber auf eigene Kosten in geeigne-
ter Weise zu veröffentlichen.

§ 32 Netzzugang bei nicht 
ausreichenden Kapazitäten

Reichen die vorhandenen Leitungskapazitäten nicht
aus, um allen Anträgen auf Nutzung eines Systems zu
entsprechen, so ist der Netzzugang unter Einhaltung
nachstehender Grundsätze (Reihung nach Prioritäten)
zu gewähren: 

a) Vorrang haben Transporte auf Grund bestehender
und an deren Stelle tretender vertraglicher Verpflich-
tungen;

b) den Transporten nach lit. a nachgeordnet sind
Transporte zur Belieferung von Kunden mit Elektrizität
aus Wasserkraftwerken;

c) den Transporten nach lit. b nachgeordnet sind Elek-
trizitätstransite im Sinne der Richtlinie des Rates
90/547/EWG über den Transit von Elektrizitätsliefe-
rungen über große Netze (Elektrizitätstransitrichtlinie);

d) die danach verbleibenden Kapazitäten sind zwi-

schen den übrigen Berechtigten im Verhältnis der ange-
meldeten Leistung aufzuteilen.

§ 33 Verweigerung des Netzzuganges

(1) Netzzugangsberechtigten kann der Netzzugang
aus folgenden Gründen verweigert werden:

a) bei außergewöhnlichen Netzzuständen (Störfälle);
b) wegen mangelnder Netzkapazitäten;
c) wenn der Netzzugang für Stromlieferungen für ei-

nen Kunden abgelehnt wird, der in dem System, aus dem
die Belieferung erfolgt oder erfolgen soll, nicht als zu-
gelassener Kunde gilt;

d) wenn ansonsten Elektrizität aus fernwärmeorien-
tierten, umwelt- und ressourcenschonenden sowie tech-
nisch-wirtschaftlich sinnvollen Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen oder aus Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien trotz Eingehens auf die aktuellen Markt-
preise verdrängt würde, wobei Möglichkeiten zum Ver-
kauf dieser Elektrizität an Dritte zu nutzen sind.

(2) Die Verweigerung ist gegenüber dem Netzzu-
gangsberechtigten zu begründen.

2. U n t e r a b s c h n i t t
Übertragungsnetze

§ 34 Feststellungsverfahren

Die Landesregierung hat auf Antrag eines Netzzu-
gangsberechtigten, eines Übertragungs- oder Verteiler-
netzbetreibers oder von Amts wegen mit Bescheid fest-
zustellen, ob eine Anlage ein Übertragungsnetz ist oder
nicht.

§ 35 Pflichten der Betreiber 
von Übertragungsnetzen

(1) Die Betreiber von Übertragungsnetzen sind ver-
pflichtet,

a) das von ihnen betriebene System sicher, zuverläs-
sig, leistungsfähig und unter Bedachtnahme auf den
Umweltschutz zu betreiben und zu erhalten;

b) die zum Betrieb des Systems erforderlichen tech-
nischen Voraussetzungen sicherzustellen;

c) den Ausgleich zwischen Aufbringung und Bedarf
in dem von ihnen abzudeckenden System herzustellen;

d) Erzeugungsanlagen nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten in Anspruch zu nehmen (wirtschaftlicher
Vorrang) und im Rahmen des wirtschaftlichen Vorrangs
den Grundsätzen der Bevorzugung erneuerbarer Ener-
gieträger, von Abfällen oder Anlagen, die nach dem Prin-
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zip der Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten, unter beson-
derer Beachtung des § 32 Rechnung zu tragen, insoweit
hiedurch keine Beeinträchtigung der gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen, insbesondere der Versorgungs-
sicherheit erfolgt;

e) dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem sein
eigenes Netz verbunden ist, ausreichende Informatio-
nen zu liefern, um den sicheren und leistungsfähigen Be-
trieb, den koordinierten Ausbau und die Interoperabi-
lität des Verbundsystems sicherzustellen;

f) den Betreibern von Verteilernetzen hinsichtlich je-
ner Strommenge, welche Endverbraucher, die zugelas-
sene Kunden im Sinne des § 58 sind, innerhalb ihres Ver-
teilersystems verbrauchen, den zugelassenen Kunden,
den unabhängigen Erzeugern und den Eigenerzeugern
nach Maßgabe der ihnen nach dem 4. Abschnitt zuste-
henden Rechte, zu den genehmigten Allgemeinen
Bedingungen für den Netzzugang und bestimmten Sys-
temnutzungstarifen den Zugang zu ihrem System zu ge-
währen;

g) Elektrizitätstransite zwischen großen Hochspan-
nungsübertragungsnetzen im Sinne der Elektrizitäts-
transitrichtlinie durchzuführen.

(2) Die für die Erfüllung der Aufgabe nach Abs. 1
lit. c erforderliche Elektrizität ist aufzubringen durch:

a) die Erzeugung in Stromerzeugungsanlagen, über
deren Einsatz der Betreiber des Übertragungsnetzes
verfügungsberechtigt ist;

b) den Bezug vom Betreiber eines Übertragungs-
oder Verteilernetzes;

c) Lieferungen von Erzeugern außerhalb des vom Be-
treiber des Übertragungsnetzes abgedeckten Systems
auf Grund von Direktverträgen zwischen dem Erzeuger
und dem Betreiber des Übertragungsnetzes.

§ 36 Einweisung

Kommt der Betreiber eines Übertragungsnetzes, des-
sen Netz sich nicht über zwei oder mehrere Länder er-
streckt, seinen Pflichten nach diesem Gesetz oder den
auf seiner Grundlage erlassenen Bescheiden nicht nach,
so gilt § 53 sinngemäß.

3. U n t e r a b s c h n i t t
Betrieb von Verteilernetzen

§ 37 Konzession

(1) Der Betrieb eines Verteilernetzes bedarf einer
Konzession.

(2) Sachliche Voraussetzungen für die Erteilung ei-
ner Konzession sind, dass

a) noch keine Konzession für das Gebiet, für das die
Konzession beantragt wird, besteht und

b) die bestehenden und die geplanten Anlagen des
Verteilernetzes hiefür grundsätzlich geeignet sind.

(3) Persönliche Voraussetzungen für die Erteilung ei-
ner Konzession sind, dass

a) der Konzessionswerber 
1. eigenberechtigt ist und das 24. Lebensjahr vollen-

det hat;
2. Unionsbürger oder Staatsangehöriger eines Mit-

gliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes ist;
3. zuverlässig ist und
4. die hiefür erforderliche Befähigung aufweist und

sich im Betrieb ausreichend betätigt;
b) erwartet werden kann, dass der Konzessionswer-

ber wirtschaftlich in der Lage ist, die erforderlichen An-
lagen zu errichten, zu betreiben und zu erhalten.

(4) Beantragt eine juristische Person, eine Personen-
gesellschaft des Handelsrechts oder eine eingetragene
Erwerbsgesellschaft eine Konzession, so 

a) muss sie nach den Rechtsvorschriften der Europä-
ischen Union oder eines Mitgliedstaates des Europä-
ischen Wirtschaftsraumes gegründet worden sein, so-
weit es sich nicht um Körperschaften öffentlichen
Rechts handelt;

b) muss ihr Sitz im Gebiet der Europäischen Union
oder eines Mitgliedstaates des Europäischen Wirt-
schaftsraumes liegen;

c) müssen die zur Vertretung nach außen befugten
Personen (Geschäftsführer) die Voraussetzungen nach
Abs. 3 lit. a erfüllen und

d) muss erwartet werden, dass der Konzessionswer-
ber wirtschaftlich in der Lage ist, die erforderlichen An-
lagen zu errichten, zu betreiben und zu erhalten.

(5) Erfüllt der Antragsteller oder Geschäftsführer
nicht die Voraussetzung nach Abs. 3 lit. a Z. 4, so hat er
sich einer Person zu bedienen, die entsprechend befä-
higt ist und die im Elektrizitätsunternehmen mit min-
destens der Hälfte der wöchentlichen Normalarbeits-
zeit als nach den sozialversicherungsrechtlichen Vor-
schriften voll versicherungspflichtiger Arbeitnehmer zu
beschäftigen ist.

(6) Die Landesregierung kann auf Antrag von den Er-
fordernissen nach Abs. 3 lit. a Z. 2 und nach Abs. 4 lit.
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a und b absehen, wenn der Betrieb des Verteilernetzes
im besonderen Interesse der österreichischen Volks-
wirtschaft, insbesondere hinsichtlich der Versorgung
der Bevölkerung und der Wirtschaft mit Elektrizität, ge-
legen ist.

(7) Die Zuverlässigkeit im Sinne des Abs. 3 lit. a Z. 3
ist nicht gegeben bei Personen, die nach § 13 der Ge-
werbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 116/1998, von der Aus-
übung eines Gewerbes auszuschließen sind.

(8) Die Voraussetzungen nach Abs. 3 lit. b oder Abs. 4
lit. d entfallen, wenn ein Verteilernetz durch Rechtsge-
schäft unter Lebenden oder in den Fällen des Abs. 3 lit. b
auch im Erbwege übergeht.

(9) Jeder Wechsel in der Person des Geschäftsführers
ist der Landesregierung schriftlich anzuzeigen.

§ 38 Verfahren

(1) Um die Erteilung der Konzession ist bei der Lan-
desregierung schriftlich anzusuchen.

(2) Dem Ansuchen sind alle zur Beurteilung des Vor-
liegens der sachlichen und persönlichen Voraussetzungen
erforderlichen Unterlagen anzuschließen. Weiters sind
ein Plan des vorgesehenen Versorgungsgebietes mit einer
Darstellung der Gebietsgrenzen (Konzessionsplan) in
dreifacher Ausfertigung sowie eine Darstellung des Um-
fanges und der Art der Versorgung anzuschließen.

(3) Im Verfahren über ein Ansuchen um die Erteilung
einer Konzession haben der Konzessionswerber und
jene Verteilernetzbetreiber Parteistellung, die im Falle
der Erteilung der beantragten Konzession mit dem Be-
werber in Verbundwirtschaft treten.

(4) Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um die
Erteilung einer Konzession sind die Wirtschaftskammer
Tirol, die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Ti-
rol, die Landeslandwirtschaftskammer, die betroffenen
Gemeinden und der Verband der Elektrizitätswerke Ti-
rols zu hören. Für die Abgabe der Äußerungen ist eine
angemessene, zwei Monate nicht übersteigende Frist
festzusetzen.

§ 39 Erteilung der Konzession

(1) Die Landesregierung hat über ein Ansuchen um
die Erteilung einer Konzession mit schriftlichem Be-
scheid zu entscheiden.

(2) Die Konzession ist zu erteilen, wenn die Voraus-
setzungen nach § 37 Abs. 2 bis 8 vorliegen. Sie ist be-

fristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen zu ertei-
len, soweit dies erforderlich ist, um diese Vorausset-
zungen zu erfüllen. Auflagen sind auf Antrag mit Be-
scheid aufzuheben, wenn und soweit die Voraussetzun-
gen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen.

(3) Die Konzession ist zu versagen, wenn eine Vor-
aussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(4) Im Konzessionsbescheid ist eine angemessene,
mindestens jedoch sechsmonatige Frist für die Aufnah-
me des Betriebes festzusetzen. Diese Frist ist auf An-
trag des Konzessionsinhabers um längstens drei Jahre
zu verlängern, wenn die Ausführung des Vorhabens
ohne sein Verschulden verzögert wurde und wenn sich
in der Zwischenzeit die elektrizitätsrechtlichen Vor-
schriften nicht derart geändert haben, dass die Konzes-
sion nach den neuen Vorschriften nicht mehr erteilt
werden dürfte.

(5) Erstreckt sich das geplante Versorgungsgebiet
über zwei oder mehrere Länder, so hat die Landesregie-
rung im Einvernehmen mit der (den) anderen beteilig-
ten Landesregierung(en) vorzugehen.

§ 40 Erlöschen der Konzession

(1) Die Konzession erlischt:
a) mit dem Tod der natürlichen Person, im Falle des

Fortbetriebes mit dem Ende des Fortbetriebsrechtes;
b) wenn die Eintragung einer Personengesellschaft

des Handelsrechtes in das Firmenbuch versagt worden
ist oder die Personengesellschaft der Behörde nicht
innerhalb der gesetzten Frist die Eintragung in das Fir-
menbuch nachgewiesen hat;

c) mit dem Untergang der juristischen Person;
d) mit der Auflösung der Personengesellschaft des

Handelsrechts oder der eingetragenen Erwerbsgesell-
schaft, wenn keine Liquidation stattfindet, sonst im
Zeitpunkt der Beendigung der Liquidation;

e) sechs Monate nach dem Ausscheiden des letzten
Mitgesellschafters aus einer Personengesellschaft des
Handelsrechts;

f) aus den Gründen nach § 41 Abs. 3;
g) mit dem Verzicht auf die Konzession, im Falle des

Fortbetriebes mit dem Verzicht auf das Fortbetriebs-
recht;

h) mit dem Konkurs des Konzessionsinhabers oder
wenn ein Antrag auf Konkurseröffnung mangels eines
hinreichenden Vermögens abgewiesen wird.
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(2) Die Konzession ist zu entziehen, wenn
a) der Betrieb des Verteilernetzes nicht innerhalb der

nach § 39 Abs. 4 festgesetzten Frist aufgenommen wird;
b) der Konzessionsinhaber seinen Pflichten nach dem

4. Unterabschnitt nicht nachkommt und eine gänzliche
Erfüllung der dem Systembetreiber auferlegten Ver-
pflichtungen auch nicht zu erwarten ist oder der Sys-
tembetreiber dem Auftrag der Behörde zur Beseitigung
der hindernden Umstände nicht nachkommt (§ 53
Abs. 1 und 2);

c) der Betrieb ohne ausreichenden Grund unterbro-
chen wird;

d) die Einweisung angeordnet wird.
(3) Die Konzession kann entzogen werden, wenn
a) die Allgemeinen Bedingungen (§ 52) nicht zur Ge-

nehmigung vorgelegt werden oder einem Auftrag nach
§ 52 Abs. 7 nicht entsprochen wird oder

b) eine der Voraussetzungen für die Erteilung der
Konzession nachträglich weggefallen ist.

(4) Der Entziehung nach Abs. 3 hat eine nachweis-
liche Androhung der Entziehung vorauszugehen.

(5) Die bloße Umgründung eines Elektrizitätsunter-
nehmens (§ 41) berührt die Konzession nicht. Sie bildet
insbesondere keinen Tatbestand für die Entziehung.

(6) Bestehen Zweifel, ob die Konzession nach Abs. 1
erloschen ist, so hat dies die Landesregierung auf An-
trag des Betroffenen oder von Amts wegen mit Bescheid
festzustellen.

§ 41 Umgründungen

(1) Bei der Übertragung von Unternehmen und Teil-
unternehmen durch Umgründung (insbesondere durch
Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen,
Zusammenschlüsse, Spaltungen und Realteilungen)
geht die Konzession auf den Rechtsnachfolger über.

(2) Die Berechtigung zur Ausübung der Konzession
entsteht mit dem Zeitpunkt der Eintragung der Um-
gründung in das Firmenbuch, sofern der Rechtsnach-
folger zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen nach
§ 37 Abs. 3 bis 8 erfüllt, andernfalls mit dem Vorliegen
dieser Voraussetzungen. Der Rechtsnachfolger hat der
Landesregierung den Übergang unter Anschluss der
Unterlagen zum Nachweis der Voraussetzungen nach
§ 37 Abs. 3 bis 8, eines Firmenbuchauszugs und der zur
Herbeiführung der Eintragung im Firmenbuch einge-
reichten Unterlagen in Abschrift längstens innerhalb

von sechs Monaten nach der Eintragung in das Firmen-
buch anzuzeigen. 

(3) Die Berechtigung zur Ausübung der Konzession
durch den Rechtsnachfolger erlischt nach Ablauf von
sechs Monaten ab der Eintragung der Umgründung in
das Firmenbuch, wenn die Anzeige nach Abs. 2 nicht
oder nicht rechtzeitig erstattet wird oder wenn der
Rechtsnachfolger innerhalb dieser Zeit über keinen ge-
eigneten Geschäftsführer oder Pächter verfügt.

§ 42 Verpachtung der Konzession

(1) Der Konzessionsinhaber kann die Ausübung der
Konzession einer Person übertragen, die sie auf eigene
Rechnung und im eigenen Namen ausübt (Pächter). Die
Verpachtung bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit der Be-
willigung der Landesregierung.

(2) Der Konzessionsinhaber hat um die Erteilung der
Bewilligung nach Abs. 1 bei der Landesregierung schrift-
lich anzusuchen. Dem Ansuchen sind alle Unterlagen
anzuschließen, die zum Nachweis der Voraussetzungen
nach § 37 Abs. 3 bis 8 erforderlich sind.

(3) Die Landesregierung hat über ein Ansuchen nach
Abs. 2 mit schriftlichem Bescheid zu entscheiden. Die
Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen
nach § 37 Abs. 3 bis 8 vorliegen. Die Bewilligung ist be-
fristet, mit Auflagen oder unter Bedingungen zu ertei-
len, soweit dies erforderlich ist, um diese Vorausset-
zungen zu erfüllen. Auflagen sind auf Antrag mit Be-
scheid aufzuheben, wenn und soweit die Voraussetzun-
gen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu versagen, wenn
eine Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(5) Das Recht des Pächters zur Ausübung der Kon-
zession erlischt mit der Endigung des vertraglichen
Pachtverhältnisses. Der Konzessionsinhaber hat das
Ende der Verpachtung der Landesregierung unverzüg-
lich schriftlich anzuzeigen.

(6) Die Landesregierung hat die Bewilligung nach
Abs. 1 zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen
für ihrer Erteilung weggefallen ist oder wenn hinsicht-
lich des Pächters einer der im § 40 Abs. 2 oder 3 ge-
nannten Tatbestände eintritt. Dem Widerruf der Bewil-
ligung zur Verpachtung aus den Gründen nach § 40
Abs. 2 oder 3 hat eine nachweisliche Androhung des
Widerrufs vorauszugehen.

(7) In den Fällen nach Abs. 4 oder 6 hat der Pächter
Parteistellung.
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§ 43 Fortbetriebsrechte

(1) Nach dem Tod des Konzessionsinhabers sind zur
Ausübung der Konzession berechtigt:

a) die Verlassenschaft;
b) der überlebende Ehegatte, in dessen rechtlichen

Besitz die Verteileranlage auf Grund einer Rechtsnach-
folge von Todes wegen oder einer Schenkung auf den
Todesfall ganz oder teilweise übergeht;

c) unter den Voraussetzungen nach lit. b auch die Kin-
der und Wahlkinder sowie die Kinder der Wahlkinder
des Konzessionsinhabers bis zur Vollendung des 28. Le-
bensjahres;

d) der Masseverwalter für Rechnung der Konkurs-
masse;

e) der vom Gericht bestellte Zwangsverwalter oder
Zwangspächter.

(2) Erfüllt eine fortbetriebsberechtigte natürliche
Person nicht die persönlichen Voraussetzungen nach
§ 37 Abs. 3 lit. a, so ist von ihr, falls sie jedoch nicht
eigenberechtigt ist, von ihrem gesetzlichen Vertreter,
ohne unnötigen Aufschub ein Geschäftsführer zu be-
stellen, der die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt.
Die Bestellung des Geschäftsführers und jeder Wechsel
in der Person des Geschäftsführers ist der Landesregie-
rung schriftlich anzuzeigen.

§ 44 Entstehung und Beendigung 
der Fortbetriebsrechte

(1) Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft ent-
steht mit dem Tod des Konzessionsinhabers. Der Ver-
treter der Verlassenschaft hat der Landesregierung den
Fortbetrieb ohne unnötigen Aufschub schriftlich anzu-
zeigen.

(2) Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft endet:
a) mit der Beendigung der Verlassenschaftsabhand-

lung durch Einantwortung;
b) mit dem Zeitpunkt der Übernahme des Verteiler-

netzes durch den Vermächtnisnehmer oder durch den
auf den Todesfall Beschenkten;

c) mit der Verständigung der Erben und Noterben,
dass ein Verlassenschaftsverfahren von Amts wegen
nicht eingeleitet wird;

d) mit der Überlassung des Nachlasses an Zahlungs
statt;

e) mit der Eröffnung des Konkurses über die Verlas-
senschaft;

f) mit dem Zeitpunkt, in dem das Verteilernetz auf
Grund einer Verfügung des Verlassenschaftsgerichtes
ganz oder teilweise in den rechtlichen Besitz eines
Rechtsnachfolgers von Todes wegen übergeht.

(3) Das Fortbetriebsrecht des überlebenden Ehegat-
ten sowie der Kinder, Wahlkinder oder Kinder der Wahl-
kinder entsteht mit dem Zeitpunkt, in dem das Fortbe-
triebsrecht der Verlassenschaft nach Abs. 2 endet. Der
Fortbetrieb durch den Ehegatten ist von diesem, der
Fortbetrieb durch die Kinder, Wahlkinder und Kinder
der Wahlkinder von ihrem gesetzlichen Vertreter, falls
sie jedoch eigenberechtigt sind, von ihnen selbst ohne
unnötigen Aufschub der Landesregierung schriftlich
anzuzeigen.

(4) Hinterlässt der Konzessionsinhaber sowohl einen
fortbetriebsberechtigten Ehegatten als auch fortbe-
triebsberechtigte Kinder, Wahlkinder und Kinder der
Wahlkinder, so steht ihnen das Fortbetriebsrecht ge-
meinsam zu.

(5) Der fortbetriebsberechtigte Ehegatte und die
fortbetriebsberechtigten Kinder, Wahlkinder und Kin-
der der Wahlkinder können spätestens einen Monat nach
der Entstehung ihres Fortbetriebsrechtes auf dieses mit
der Wirkung verzichten, dass das Fortbetriebsrecht für
ihre Person als nicht entstanden gilt. Der Verzicht ist
gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären
und wird mit dem Einlangen der Verzichtserklärung
unwiderruflich. Ist der Fortbetriebsberechtigte nicht
eigenberechtigt, so kann für ihn nur sein gesetzlicher
Vertreter mit Zustimmung des Gerichts rechtswirksam
verzichten.

(6) Das Fortbetriebsrecht des Masseverwalters ent-
steht mit der Eröffnung des Konkurses über das Ver-
mögen des Verteilernetzbetreibers. Der Masseverwalter
hat den Fortbetrieb unverzüglich der Landesregierung
anzuzeigen. Das Fortbetriebsrecht des Masseverwalters
endet mit der Aufhebung des Konkurses.

(7) Das Fortbetriebsrecht des Zwangsverwalters ent-
steht mit der Bestellung durch das Gericht, das Fortbe-
triebsrecht des Zwangspächters mit dem Beginn des
Pachtverhältnisses. Das Gericht hat den Namen und die
Adresse des Zwangsverwalters oder des Zwangspächters
der Landesregierung bekannt zu geben. Das Fortbetriebs-
recht des Zwangsverwalters endet mit der Einstellung der
Zwangsverwaltung, das Fortbetriebsrecht des Zwangs-
pächters mit der Beendigung des Pachtverhältnisses.
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4. U n t e r a b s c h n i t t
Rechte und Pflichten 

der Betreiber von Verteilernetzen

§ 45 Recht zur Allgemeinversorgung, 
Ausnahmen

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen sind berechtigt,
innerhalb ihres Versorgungsgebietes (des von ihrem Ver-
teilernetz abgedeckten Gebietes) alle Kunden mit Elek-
trizität zu versorgen. 

(2) Vom Recht zur Allgemeinversorgung nach Abs. 1
sind ausgenommen:

a) die Inhaber von Eigenanlagen (Eigenerzeuger);
b) zugelassene Kunden, die mit unabhängigen Er-

zeugern innerhalb des Versorgungsgebietes Lieferver-
träge abgeschlossen haben;

c) zugelassene Kunden, die mit Erzeugern außerhalb
des Versorgungsgebietes Lieferverträge abgeschlossen
haben, und

d) Betriebsstätten und Konzernunternehmen von
Elektrizitätsunternehmen sowie Erzeuger, sofern diese
nach § 57 versorgt werden.

§ 46 Allgemeine Pflichten
(1) Die Betreiber von Verteilernetzen sind verpflich-

tet:
a) Allgemeine Bedingungen (§ 52) und Allgemeine

Tarifpreise zu veröffentlichen und zu diesen Bedingun-
gen und Tarifpreisen mit Endverbrauchern privatrecht-
liche Verträge über den Anschluss und die ordnungsge-
mäße Versorgung aus dem Niederspannungsnetz abzu-
schließen (Allgemeine Anschluss- und Versorgungs-
pflicht) und

b) zugelassenen Kunden sowie unabhängigen Erzeu-
gern und Eigenerzeugern nach Maßgabe der ihnen nach
dem 4. Abschnitt zustehenden Rechte zu den geneh-
migten Allgemeinen Bedingungen und bestimmten Sys-
temnutzungstarifen den Zugang zu ihrem System zu ge-
währen.

(2) Die Allgemeine Anschluss- und Versorgungs-
pflicht nach Abs. 1 lit. a besteht nicht:

a) soweit dem Netzbetreiber der Anschluss oder die
Versorgung unter Beachtung der Interessen der Abneh-
mer im jeweiligen Einzelfall wirtschaftlich nicht zu-
mutbar ist; bei der Prüfung der wirtschaftlichen Zu-
mutbarkeit ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob es
sich um eine im öffentlichen Interesse gelegene Versor-
gung handelt;

b) gegenüber Eigenerzeugern, soweit im § 48 nichts
anderes bestimmt ist;

c) für Anlagen für die Widerstandsheizung von
Wohnräumen mit elektrischer Energie, ausgenommen
Direktheizgeräte mit einer Gesamtanschlussleistung
von höchstens 2,2 kW je Wohneinheit;

d) für Anlagen zur Vollklimatisierung, es sei denn,
dass die Installation von Vollklimatisierungsanlagen aus
volkswirtschaftlichen, medizinischen, wissenschaft-
lichen oder betriebstechnischen Gründen unerlässlich
ist;

e) für Kunden, die nach § 45 Abs. 2 lit. b bis d vom
Recht zur Allgemeinversorgung ausgenommen sind.

(3) Wenn ein Netzbetreiber einer Gruppe von Ab-
nehmern, die nicht zu den Allgemeinen Bedingungen
und Allgemeinen Tarifpreisen versorgt wird (Sonderab-
nehmer), auf Grund ihrer Abnahmeverhältnisse gleiche
Preise und Bedingungen einräumt, darf er im Einzelfall
bei im wesentlichen gleichartigen Abnahmeverhältnis-
sen den Anschluss und die Versorgung zu diesen Prei-
sen und Bedingungen nicht aus unsachlichen Gründen
ablehnen.

§ 47 Feststellungsverfahren

Die Landesregierung hat auf Antrag des betroffenen
Netzbetreibers, Endverbrauchers oder von Amts wegen
mit Bescheid festzustellen, ob die Allgemeine An-
schluss- und Versorgungspflicht besteht oder nicht.

§ 48 Reserve- oder Zusatzversorgung

(1) Eigenerzeuger, die vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes ihren vorübergehenden Elektrizitätsbedarf be-
reits beim Betreiber des Verteilernetzes gedeckt haben,
haben weiterhin Anspruch auf eine Reserveversorgung,
solange

a) sie nicht von ihrem Recht auf Netzzugang Ge-
brauch machen oder 

b) die Reserveversorgung dem Betreiber des Vertei-
lernetzes technisch und wirtschaftlich zumutbar ist.

(2) Eigenerzeuger, die vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes regelmäßig ihren zusätzlichen Elektrizitätsbe-
darf beim Betreiber des Verteilernetzes gedeckt haben
und deren Eigenanlagen nicht vollständig vom Netz des
Verteilerunternehmens getrennt sind, haben weiterhin
Anspruch auf eine Zusatzversorgung, solange

a) sie nicht von ihrem Recht auf Netzzugang Ge-
brauch machen oder 
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b) die Zusatzversorgung dem Betreiber des Vertei-
lernetzes technisch und wirtschaftlich zumutbar ist.

§ 49 Aufbringung von Elektrizität

Die Aufbringung von Elektrizität hat zu erfolgen
durch:

a) die Erzeugung in Erzeugungsanlagen, über deren
Einsatz der Betreiber des Verteilernetzes verfügungsbe-
rechtigt ist;

b) den Bezug vom Betreiber eines Übertragungs-
oder Verteilernetzes;

c) Lieferungen von Erzeugern außerhalb des vom Be-
treiber des Verteilernetzes abgedeckten Gebietes auf
Grund von Direktverträgen zwischen dem Erzeuger
und dem Betreiber des Verteilernetzes;

d) Lieferungen von Erzeugern innerhalb des vom Be-
treiber des Verteilernetzes abgedeckten Gebietes auf
Grund von Direktverträgen zwischen dem Erzeuger
und dem Betreiber des Verteilernetzes.

§ 50 Abnahmeverpflichtung von 
erneuerbarer Energie

Die Betreiber von Verteilernetzen sind verpflichtet,
spätestens sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes die für die Abgabe an Endverbraucher erfor-
derliche Strommenge in steigendem Ausmaß aus Anla-
gen, die auf der Basis der erneuerbaren Energieträger
feste oder flüssige heimische Biomasse, Biogas, Depo-
nie- und Klärgas, geothermische Energie, Wind- und
Sonnenenergie betrieben werden, zu beziehen (Abnah-
mepflicht). Im Jahr 2005 ist ein Anteil von drei Prozent
dieser erneuerbaren Energieträger an der für die Abgabe
an Endverbraucher erforderlichen Strommenge zu er-
reichen.

§ 51 Sonstige Pflichten

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen sind verpflich-
tet, 

a) die Versorgung nicht willkürlich, sondern nur im
Falle unerlässlicher technischer Maßnahmen im Vertei-
lernetz oder bei Verletzung der Allgemeinen Bedingun-
gen durch den Abnehmer zu unterbrechen oder einzu-
stellen sowie Versorgungsstörungen unverzüglich zu
beheben (Betriebspflicht) und

b) die genehmigten Allgemeinen Bedingungen und
die Allgemeinen Tarifpreise auf eigene Kosten in geeig-
neter Weise zu veröffentlichen.

(2) § 35 Abs. 1 lit. a bis c und e gilt sinngemäß.

§ 52 Allgemeine Bedingungen

(1) Die Betreiber von Verteilernetzen haben die Be-
dingungen, unter denen sie privatrechtliche Verträge mit
den Endverbrauchern über den Anschluss und die Ver-
sorgung abschließen, in Allgemeinen Bedingungen fest-
zulegen.

(2) Die Allgemeinen Bedingungen haben folgende
Grundsätze und Mindestinhalte aufzuweisen:

a) die Gleichbehandlung aller Kunden eines Systems
bei gleicher Abnahmecharakteristik;

b) den Ausschluss missbräuchlicher Praktiken und
ungerechtfertigter Beschränkungen;

c) Regelungen über Art und Umfang der Stromver-
sorgung;

d) die Festlegung des technisch geeigneten An-
schlusspunktes (Hausanschlusspunkt);

e) Regelungen über die Bedingungen der Versor-
gungsunterbrechung, über den Abschluss und die Be-
endigung des Vertrages;

f) Regelungen über die Inanspruchnahme der Grund-
stücke von Kunden;

g) die Verwendung der Elektrizität und
h) Regelungen über die technischen Voraussetzun-

gen des Anschlusses und der Versorgung. 
(3) Die Allgemeinen Bedingungen und jede Ände-

rung bedürfen zur ihrer Rechtswirksamkeit der Geneh-
migung der Landesregierung. Um die Erteilung der Ge-
nehmigung ist schriftlich anzusuchen. Dem Ansuchen
ist der Entwurf der Allgemeinen Bedingungen in zehn-
facher Ausfertigung anzuschließen.

(4) Die Landesregierung hat vor der Entscheidung
über das Ansuchen die Wirtschaftskammer Tirol, die
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, die Lan-
deslandwirtschaftskammer und den Verband der Elek-
trizitätswerke Tirols zu hören. Für die Abgabe der Äu-
ßerungen ist eine angemessene, zwei Monate nicht über-
steigende Frist festzusetzen.

(5) Die Genehmigung ist mit schriftlichem Bescheid
zu erteilen, wenn die Allgemeinen Bedingungen den Er-
fordernissen nach Abs. 2 entsprechen, die Erfüllung der
gesetzlichen Verpflichtungen der Betreiber von Vertei-
lernetzen gewährleistet ist und die Interessen der ein-
zelnen Gruppen von Abnehmern entsprechend berück-
sichtigt werden. Die Genehmigung kann erforderli-
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chenfalls befristet, mit Auflagen oder unter Bedingun-
gen erteilt werden.

(6) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Vor-
aussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(7) Die Landesregierung kann dem Netzbetreiber mit
Bescheid auftragen, innerhalb einer angemessen festzu-
setzenden Frist geänderte Allgemeine Bedingungen zur
Genehmigung vorzulegen, wenn diese den Erfordernis-
sen nach Abs. 5 nicht mehr entsprechen.

(8) Unbeschadet des § 51 Abs. 1 lit. b sind die Allge-
meinen Bedingungen den Kunden auf Verlangen unent-
geltlich auszufolgen und zu erläutern.

§ 53 Erfüllung der Versorgungsaufgaben, 
Einweisung

(1) Kommt der Betreiber eines Verteilernetzes seinen
Pflichten nach diesem Gesetz oder den auf seiner
Grundlage erlassenen Bescheiden nicht nach, so hat ihm
die Landesregierung innerhalb einer angemessen fest-
zusetzenden Frist die hiezu erforderlichen Maßnahmen
mit Bescheid aufzutragen.

(2) Soweit dies zur Beseitigung einer Gefahr für das
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder zur Ab-
wehr schwerer volkswirtschaftlicher Schäden notwen-
dig ist, kann die Landesregierung ein anderes Elektrizi-
tätsunternehmen zur vorübergehenden Erfüllung der
Aufgaben des Systembetreibers ganz oder teilweise he-
ranziehen (Einweisung). Wenn

a) die hindernden Umstände derart sind, dass eine
gänzliche Erfüllung der gesetzlichen Pflichten des Sys-
tembetreibers nicht zu erwarten ist, oder 

b) der Netzbetreiber einem Auftrag der Landesre-
gierung nach Abs. 1 nicht nachkommt, 

ist diesem Netzbetreiber der Betrieb ganz oder teil-
weise zu untersagen und unter Bedachtnahme auf § 49
ein anderes Elektrizitätsunternehmen zur dauernden
Übernahme des Systems zu verpflichten. 

(3) Das nach Abs. 2 verpflichtete Elektrizitätsunter-
nehmen tritt in die vertraglichen Rechte und Pflichten
des Unternehmens, dem der Betrieb ganz oder teilweise
untersagt worden ist, ein.

(4) Die Landesregierung hat dem nach Abs. 2 ver-
pflichteten Elektrizitätsunternehmen auf Antrag den
Gebrauch des Verteilernetzes des Unternehmens, dem
der Betrieb ganz oder teilweise untersagt worden ist, ge-
gen angemessene Entschädigung insoweit zu gestatten,
als dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist.

(5) Die Landesregierung hat nach dem Eintritt der
Rechtskraft eines Bescheides nach Abs. 2 auf Antrag des
verpflichteten Elektrizitätsunternehmens das in Ge-
brauch genommene Verteilernetz zu dessen Gunsten
gegen eine angemessene Entschädigung zu enteignen.

(6) Im übrigen gelten für das Verfahren und die Fest-
setzung der Entschädigung die Bestimmungen des
12. Abschnittes des Tiroler Straßengesetzes.

4. A B S C H N I T T
Netzzugangsberechtigte

§ 54 Unabhängige Erzeuger

(1) Unabhängige Erzeuger sind berechtigt,
a) in jenem Ausmaß, in dem sie Strom aus Anlagen

abgeben, die auf der Basis der erneuerbaren Energieträ-
ger feste oder flüssige heimische Biomasse, Biogas, De-
ponie- und Klärgas, geothermische Energie, Wind- und
Sonnenenergie betrieben werden, mit allen Kunden
innerhalb und außerhalb des Bundesgebietes Verträge
über die Lieferung elektrischer Energie abzuschließen
und diese mit Elektrizität zu beliefern;

b) in allen übrigen Fällen mit zugelassenen Kunden
innerhalb und außerhalb des Bundesgebietes Verträge
über die Lieferung elektrischer Energie abzuschließen
und diese mit Elektrizität zu beliefern;

c) unbeschadet ihres Rechts auf Netzzugang, die in
den lit. a und b Genannten auch über Direktleitungen
zu versorgen.

(2) Unabhängige Erzeuger, die zur Versorgung von
zugelassenen Kunden die Errichtung und den Betrieb
von Leitungsanlagen beantragen, sind hinsichtlich der
Genehmigungs- und Bewilligungsvoraussetzungen
Netzbetreibern gleichgestellt.

§ 55 Pflichten der unabhängigen Erzeuger

(1) Unabhängige Erzeuger sind verpflichtet, der Lan-
desregierung jene Daten bekannt zu geben, die zur Auf-
rechterhaltung der Systeme, die von ihnen maßgeblich
beeinflusst werden, erforderlich sind.

(2) Wird die Bekanntgabe der entsprechenden Daten
verweigert, so hat die Landesregierung darüber mit
schriftlichem Bescheid zu entscheiden, ob die Daten be-
kannt zu geben sind oder nicht.

§ 56 Eigenerzeuger

Die Rechte und Pflichten der unabhängigen Erzeu-
ger nach diesem Gesetz gelten im gleichen Umfang auch
für Eigenerzeuger.
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§ 57 Konzernunternehmen und eigene 
Betriebsstätten

(1) Unabhängige Erzeuger und Eigenerzeuger haben
einen Rechtsanspruch darauf, einen Zugang zum Netz
auszuhandeln, um ihre eigenen Betriebsstätten und
Konzernunternehmen in der Europäischen Union
durch die Nutzung des Verbundsystems zu versorgen.

(2) Erzeuger und Netzbetreiber haben einen Rechts-
anspruch darauf, ihre eigenen Betriebsstätten, Kon-
zernunternehmen und zugelassene Kunden über eine
Direktleitung nach den starkstromwegerechtlichen
Vorschriften zu versorgen.

§ 58 Zugelassene Kunden

(1) Als zugelassene Kunden im Sinne dieses Geset-
zes gelten

a) ab 19. Februar 1999 Endverbraucher, deren Ver-
brauch 40 GWh,

b) ab 19. Februar 2000 Endverbraucher, deren Ver-
brauch 20 GWh und

c) ab 19. Februar 2003 Endverbraucher, deren Ver-
brauch 9 GWh

im vorangegangenen Abrechnungsjahr überschritten
hat. Der Verbrauch berechnet sich je Verbrauchsstätte
und einschließlich der Eigenerzeugung.

(2) Die Betreiber von Verteilernetzen, die auch Über-
tragungsnetzbetreiber sind, gelten jedenfalls ab dem
19. Februar 1999 als zugelassene Kunden. Sonstige Be-
treiber von Verteilernetzen sind zugelassene Kunden,
sofern deren unmittelbare Abgabe an Endverbraucher
im vorangegangenen Abrechnungsjahr

a) ab 19. Februar 2002 den Wert von 40 GWh und
b) ab 19. Februar 2003 den Wert von 9 GWh

überschritten hat.
(3) Die Betreiber von Verteilernetzen sind berechtigt,

über die Strommenge, die ihre Kunden, die als zugelas-
sene Kunden benannt wurden, innerhalb ihres Vertei-
lernetzes verbrauchen, zum Zweck der Belieferung die-
ser Kunden Lieferverträge unter den Bedingungen des
Netzzuganges abzuschließen.

(4) Bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen nach
Abs. 1 oder 2 vorliegen, so hat dies die Landesregierung
auf Antrag eines Endverbrauchers, eines Netzbetreibers
oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen.

5. A B S C H N I T T
Behörden, Elektrizitätsbeirat, 

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 59 Behörden
(1) Für die Vollziehung des 2. Abschnittes dieses 

Gesetzes sind in erster Instanz die Bezirksverwaltungs-
behörden zuständig, soweit im Abs. 2 nichts anderes 
bestimmt ist.

(2) Bedarf ein Vorhaben neben der Errichtungs- bzw.
Betriebsbewilligung auch einer Bewilligung nach 

a) einer bundesrechtlichen Vorschrift, für deren Er-
teilung die Bundesregierung, ein Bundesminister oder
der Landeshauptmann zuständig ist, oder

b) einer anderen landesrechtlichen Vorschrift, für 
deren Erteilung die Landesregierung zuständig ist,

so kommt die Zuständigkeit in den Angelegenheiten
nach Abs. 1 der Landesregierung zu. Die Landesregie-
rung kann jedoch die Bezirksverwaltungsbehörde zur
Durchführung von Verfahren und zur Erlassung von Be-
scheiden in ihrem Namen ermächtigen, soweit dies im
Interesse der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Zweck-
mäßigkeit, Raschheit oder Einfachheit gelegen ist.

§ 60 Elektrizitätsbeirat

(1) Zur fachlichen Beratung der Landesregierung in
den grundsätzlichen elektrizitätswirtschaftlichen Ange-
legenheiten wird beim Amt der Tiroler Landesregierung
ein Elektrizitätsbeirat eingerichtet. Ihm obliegen insbe-
sondere folgende Aufgaben:

a) die Erstattung von Vorschlägen über den Inhalt der
Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang;

b) die Erstattung von Vorschlägen über den Inhalt
von Verordnungen nach diesem Gesetz und die Begut-
achtung von Verordnungsentwürfen;

c) die Beratung über die an die Landesregierung ge-
richteten oder von der Landesregierung abzugebenden
Berichte und

d) die Erstattung von Vorschlägen im Rahmen der
vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten dem Landeshauptmann delegierten Zuständigkeit in
Preisangelegenheiten.

(2) Dem Elektrizitätsbeirat gehören an:
a) das nach der Geschäftsverteilung der Landesregie-

rung für die Angelegenheiten des Elektrizitätswesens
zuständige Mitglied der Landesregierung als Vorsitzen-
der;
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b) ein Bediensteter der nach der Geschäftseinteilung
des Amtes der Tiroler Landesregierung für die recht-
lichen Angelegenheiten des Elektrizitätswesens zustän-
digen Abteilung;

c) je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Tirol, der
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, der Lan-
deslandwirtschaftskammer, der Vereinigung Österreichi-
scher Industrieller, Landesgruppe Tirol, und des Österrei-
chischen Gewerkschaftsbundes, Landesexekutive Tirol;

d) ein Vertreter des Verbandes der Elektrizitätswerke
Tirols;

e) ein Vertreter der TIWAG-Tiroler Wasserkraft-
werke Aktiengesellschaft;

f) ein Vertreter der Innsbrucker Kommunalbetriebe-
AG;

g) ein Vertreter des Tiroler Gemeindeverbandes;
h) ein Vertreter der Landeshauptstadt Innsbruck.
(3) Die Landesregierung hat die Mitglieder des Elek-

trizitätsbeirates nach Abs. 2 lit. b bis h und je ein Er-
satzmitglied auf die Dauer von jeweils fünf Jahren zu
bestellen. Vor der Bestellung von Mitgliedern und Er-
satzmitgliedern nach Abs. 2 lit. c bis h sind die dort ge-
nannten Stellen anzuhören. Während der Dauer der Ver-
hinderung wird jedes Mitglied durch das betreffende Er-
satzmitglied und der Vorsitzende durch das Mitglied
nach Abs. 2 lit. b vertreten. Die Mitglieder haben auch
nach dem Ablauf der Amtsdauer die Geschäfte bis zur
Bestellung der neuen Mitglieder weiterzuführen. Die
neuen Mitglieder und die Ersatzmitglieder sind so recht-
zeitig zu bestellen, dass sie am Tag nach dem Ablauf der
Amtsdauer der früheren Mitglieder bzw. Ersatzmitglie-
der ihre Tätigkeit aufnehmen können.

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Elektri-
zitätsbeirates haben, soweit sie nicht der Amtsver-
schwiegenheit unterliegen, über alle ihnen in Ausübung
ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren. Die
Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch nach
der Beendigung der Tätigkeit als Mitglied oder Ersatz-
mitglied des Elektrizitätsbeirates fort.

(5) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Elek-
trizitätsbeirates nach Abs. 2 lit. c bis h haben vor dem An-
tritt ihres Amtes in die Hand des Landeshauptmannes die
gewissenhafte Erfüllung ihrer Aufgaben zu geloben.

(6) Die Einberufung des Elektrizitätsbeirates obliegt
dem Vorsitzenden. Der Elektrizitätsbeirat ist nach Be-

darf und überdies binnen zwei Wochen dann einzube-
rufen, wenn es mindestens sechs Mitglieder schriftlich
unter Bekanntgabe der Tagesordnung beantragen.

(7) Der Elektrizitätsbeirat ist beschlussfähig, wenn
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter sowie mindes-
tens fünf weitere Mitglieder anwesend sind. Er fasst
seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der
anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltung gilt als Ab-
lehnung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.

(8) Die Mitglieder des Elektrizitätsbeirates haben
gegenüber dem Land Tirol Anspruch auf Ersatz der not-
wendigen Barauslagen und Reisekosten nach den für
Landesbedienstete geltenden Vorschriften.

(9) Auf die Ersatzmitglieder des Elektrizitätsbeirates
findet Abs. 8 nur Anwendung, wenn sie in Vertretung
von Mitgliedern tätig werden.

(10) Die Landesregierung hat für den Elektrizitäts-
beirat durch Verordnung eine Geschäftsordnung zu er-
lassen, die jedenfalls Bestimmungen über die Einberu-
fung zu den Sitzungen, deren Durchführung, die Auf-
nahme von Niederschriften über den Gang und das Er-
gebnis der Beratungen sowie Bestimmungen über die fall-
weise Beiziehung von Sachverständigen zu enthalten hat.

(11) Die Kanzleiarbeiten des Elektrizitätsbeirates
sind vom Amt der Tiroler Landesregierung zu besorgen.

(12) Die Mitgliedschaft (Ersatzmitgliedschaft) zum
Elektrizitätsbeirat erlischt für Mitglieder nach Abs. 2
lit. c bis h durch:

a) das zweimalige, aufeinanderfolgende und unent-
schuldigte Fernbleiben von den Sitzungen;

b) den Verzicht auf die Mitgliedschaft (Ersatzmit-
gliedschaft).

(13) Der Verzicht ist gegenüber der Landesregierung
schriftlich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der
Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt ange-
geben ist, wirksam. Erlischt die Mitgliedschaft (Ersatz-
mitgliedschaft) zum Elektrizitätsbeirat, so ist für den
Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied (Ersatzmitglied)
zu bestellen.

§ 61 Auskunftsrechte

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörden, die Landesre-
gierung und die von ihnen beauftragten Organe sind be-
rechtigt, von den Elektrizitätsunternehmen jederzeit
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Auskünfte über alles zu verlangen, was für die Durch-
führung von Verfahren nach diesem Gesetz erforderlich
ist, und in die entsprechenden schriftlichen oder
elektronisch geführten Aufzeichnungen Einsicht zu
nehmen und sich davon Kopien herzustellen. Eine Aus-
kunft oder die Einsichtnahme darf nur verweigert wer-
den, wenn es sich um eine eigene Sache der Auskunfts-
person handelt oder wenn die Auskunftsperson von der
Ablegung eines Zeugnisses nach § 38 VStG befreit wäre.
Derartige Gründe sind glaubhaft zu machen.

(2) Ein Anspruch auf Ersatz der mit der Auskunfts-
erteilung oder der mit der Gewährung der Einsichtnah-
me verbundenen Kosten besteht nicht.

§ 62 Automationsunterstützter 
Datenverkehr

(1) Personenbezogene Daten, die 
a) für die Durchführung von Verfahren nach diesem

Gesetz erforderlich sind, 
b) zur Erfüllung der Aufsichtstätigkeit benötigt wer-

den oder 
c) der Behörde anzuzeigen oder sonst zur Kenntnis

zu bringen sind, 
dürfen automationsunterstützt ermittelt und verar-

beitet werden. 
(2) Verarbeitete Daten dürfen übermittelt werden: 
a) den Beteiligten an einem Verfahren;
b) den Sachverständigen, die einem Verfahren beige-

zogen werden;
c) dem Elektrizitätsbeirat, in Angelegenheiten der

Preisfestsetzung jedoch nur insoweit, als der Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten den Lan-
deshauptmann beauftragt hat, an seiner Stelle Preisre-
gelungen vorzunehmen, und diese Daten für die Besor-
gung der Aufgaben benötigt werden;

d) ersuchten oder beauftragten Behörden (§ 55 AVG)
und

e) der für die Durchführung von Verfahren nach die-
sem Gesetz zuständigen Behörde, soweit diese Daten
im Rahmen des Verfahrens benötigt werden. 

§ 63 Mitwirkung der Bundesgendarmerie und der
Bundespolizeidirektion Innsbruck

Die Organe der Bundesgendarmerie und die Bundes-
polizeidirektion Innsbruck haben der Bezirksverwal-
tungsbehörde und der Landesregierung auf ihr Ersuchen
bei der nach diesem Gesetz zulässigen Ausübung un-

mittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt im
Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches Hilfe
zu leisten.

§ 64 Verweisungen

Soweit in diesem Gesetz auf landesrechtliche Vor-
schriften verwiesen wird, sind sie in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden.

§ 65 Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Personenbezogene Begriffe in diesem Gesetz haben
keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der
Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils ge-
schlechtsspezifischen Form zu verwenden.

§ 66 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Abgabe von Äußerungen nach § 38 Abs. 4 und
§ 60 Abs. 3 sowie die den Gemeinden nach § 12 Abs. 1
lit. b und § 24 Abs. 3 zukommenden Parteirechte sind
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der
Gemeinde.

§ 67 Strafbestimmungen

(1) Wer
a) eine nach § 8 Abs. 1 bewilligungspflichtige Anlage

ohne Vorliegen einer Errichtungsbewilligung errichtet
oder wesentlich ändert;

b) eine Anlage entgegen einer Anordnung im Er-
richtungsbewilligungsbescheid ohne Vorliegen einer
Betriebsbewilligung in Betrieb nimmt;

c) in Bescheiden enthaltene Vorschreibungen nicht
durchführt oder Auflagen nicht einhält;

d) den Verpflichtungen nach den §§ 18, 19, 21 Abs. 3
zweiter Satz, 22 Abs. 2 erster und dritter Satz, 23 drit-
ter Satz, 25 Abs. 5 oder 26 Abs. 3 nicht nachkommt;

e) als Netzbetreiber den Netzzugang nach § 30 ohne
Vorliegen eines Grundes nach § 33 verweigert;

f) als Betreiber eines Übertragungsnetzes seinen
Pflichten nach § 35 nicht nachkommt;

g) ein Verteilernetz ohne Konzession nach § 37 Abs. 1
oder ohne Bestehen eines Forbetriebsrechtes nach § 43
betreibt;

h) eine Konzession ohne Bewilligung nach § 42 ver-
pachtet;

i) als Betreiber eines Verteilernetzes der Allgemeinen
Anschluss- und Versorgungspflicht ohne Vorliegen ei-
nes Grundes nach § 46 Abs. 2 oder den Verpflichtungen
nach den §§ 46 Abs. 3 oder 51 nicht nachkommt;
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j) den aus der Einweisung nach den §§ 36 oder 53 sich
ergebenden Pflichten nicht nachkommt;

k) als unabhängiger Erzeuger oder Eigenerzeuger den
Pflichten nach den §§ 55 oder 56 nicht nachkommt;

l) den Verpflichtungen nach § 61 Abs. 1 nicht nach-
kommt,

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in
die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld-
strafe bis zu 300.000.– Schilling zu bestrafen.

(2) Wer
a) eine nach § 9 Abs. 1 anzeigepflichtige Anlage ohne

vorherige Anzeige errichtet oder wesentlich ändert;
b) mit der Ausführung eines nach § 9 Abs. 1 anzeige-

pflichtigen Vorhabens vor dem Ablauf von drei Mona-
ten ab der Einbringung der Anzeige beginnt, ohne dass
die Bezirksverwaltungsbehörde der Ausführung des
Vorhabens vorzeitig zugestimmt hat;

c) entgegen dem § 15 Abs. 1 die Fertigstellung eines
Vorhabens nicht anzeigt;

d) ohne Vorliegen einer Bewilligung nach § 16 oder
ohne hiezu verpflichtet zu sein einen Probebetrieb
durchführt;

e) als Inhaber einer Stromerzeugungsanlage den Ver-
pflichtungen nach § 21 Abs. 1 oder 2 nicht nachkommt;

f) als ehemaliger Inhaber einer Errichtungs- bzw. Be-
triebsbewilligung den Verpflichtungen nach § 22 Abs. 2
erster Satz nicht nachkommt;

g) den Verpflichtungen nach § 27 Abs. 6 oder 7 nicht
nachkommt;

h) als Grundeigentümer seiner Pflicht zur Duldung
nach den §§ 22 Abs. 3 oder 27 Abs. 8 nicht nachkommt;

i) Anzeigen nach § 20 dritter Satz, § 42 Abs. 5 zwei-
ter Satz oder § 44 Abs. 3 zweiter Satz nicht oder nicht
rechtzeitig einbringt;

j) als Netzbetreiber die Allgemeinen Bedingungen für
den Netzzugang nicht veröffentlicht oder ohne Geneh-
migung nach § 31 Abs. 3 veröffentlicht;

k) als Betreiber eines Verteilernetzes die Allgemeinen
Bedingungen nicht veröffentlicht oder ohne Genehmi-
gung nach § 52 Abs. 3 veröffentlicht,

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
100.000.– Schilling zu bestrafen.

(3) Wurde eine bewilligungspflichtige Anlage ohne Er-
richtungsbewilligung errichtet oder wesentlich geändert
oder wurde eine Anlage entgegen einer Anordnung im
Errichtungsbewilligungsbescheid ohne Vorliegen einer
Betriebsbewilligung oder ohne eine Anzeige nach § 15
Abs. 1 in Betrieb genommen, so beginnt die Verjährung
erst nach der Beseitigung des gesetzwidrigen Zustandes.

(4) Im Wiederholungsfall oder bei Vorliegen sonstiger
erschwerender Umstände können Geldstrafen nach den
Abs. 1 und 2 bis zur doppelten Höhe verhängt werden.

(5) Der Versuch ist strafbar.
(6) Eine Bewilligung nach diesem Gesetz ist zu wider-

rufen, wenn der Inhaber einer solchen Bewilligung
wiederholt wegen einer Übertretung elektrizitätsrecht-
licher Vorschriften rechtskräftig bestraft worden ist
oder eine Bestrafung nur nach § 45 Abs. 1 Z. 3 VStG
unterblieben ist und die Ausübung der Bewilligung die
Begehung dieser Verwaltungsübertretungen ermöglicht
oder erleichtert hat.

§ 68 Übergangsbestimmungen

(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes anhängigen Verfahren nach dem Tiroler Elektri-
zitätsgesetz sind nach den bisherigen Vorschriften
weiterzuführen, soweit im Abs. 2 nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Verfahren in Angelegenheiten, die keiner Bewil-
ligung mehr nach diesem Gesetz bedürfen, sind einzu-
stellen. Die Parteien sind von der Einstellung des Ver-
fahrens zu verständigen.

(3) Vorhaben nach § 24 des Tiroler Elektrizitätsge-
setzes, die zwischen dem 24. Dezember 1998 und dem
19. Februar 1999 bei der Landesregierung angezeigt wer-
den, gelten als mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
eingelangt.

(4) Netzbetreiber haben bis zum 19. November 1999
bei der Landesregierung einen Antrag auf Genehmigung
der Allgemeinen Bedingungen für den Netzzugang nach
§ 31 Abs. 3 einzubringen.

(5) Bewilligungen nach dem Tiroler Elektrizitätsge-
setz, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes rechtskräftig sind, bleiben unberührt. Insbesondere
gelten die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes

a) rechtmäßig bestehenden Stromerzeugungsanlagen
und elektrischen Leitungsanlagen im Umfang ihres Be-
standes als bewilligt und
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b) bestehenden Allgemeinen Bedingungen nach § 11
Abs. 1 des Tiroler Elektrizitätsgesetzes als im Sinne die-
ses Gesetzes genehmigt.

(6) Unternehmen, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes elektrische Energie auf einem
Betriebsgelände verteilen, gelten als Endverbraucher im
Sinne des § 3 Z. 9, ohne dass alle übrigen Vorausset-
zungen des § 3 Z. 22 vorliegen.

(7) Elektrizitätsunternehmen, für die nach § 44 Abs. 1
des Tiroler Elektrizitätsgesetzes die Konzession im
Sinne des § 3 Abs. 1 lit. a als erteilt gilt, und jene Elek-
trizitätsunternehmen, für die eine Konzession nach § 3
Abs. 1 lit. a des Tiroler Elektrizitätsgesetzes erteilt wor-
den ist, gelten als Verteilernetzbetreiber im Sinne dieses

Gesetzes. Bestehen Zweifel über die Abgrenzung des be-
stehenden Versorgungsumfanges, so hat die Landesre-
gierung diesen auf Antrag eines beteiligten Netzbetrei-
bers oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen.

(8) Die Landesregierung hat die Mitglieder des Elek-
trizitätsbeirates nach § 60 Abs. 2 lit. b bis h innerhalb
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes zu bestellen.

§ 69 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit 19. Februar 1999 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Tiroler Elektrizitätsgesetz, LGBl.
Nr. 40/1982, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr.
120/1993 außer Kraft.
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